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Heinz Märtin


geboren 1948 in Friedrichroda (Thüringen), Berufsabschluss: Diplom-Ingenieurökonom.


Ich bin seit 2003 als freiberuflicher Unternehmens- und Existenzgründerberater sowie als Dozent in Vollzeit und wegen den inzwischen in den Vorjahren eingetretenen gesundheitlichen Gründen nur noch auf geringfügiger Basis selbständig tätig.


2013 wurde der Verlag Gesellschaft, Wirtschaft und Leben als Selbstverlag auf nebenberuflicher Basis gegründet. Seit 2017 bin ich in diesem Verlag auch als Autor tätig.


Vor 2003 war ich nach meiner Schul- bzw. Berufsausbildung in verschiedenen Tätigkeiten mit betriebswirtschaftlicher Ausrichtung und als Dozent und von 2000 bis 2003 auch als angestellter Dozent bzw. Lehrbeauftragter in Sachsen-Anhalt und Thüringen tätig.




1. Einleitung und Aussagen zur aktuellen Situation


Zur Sicherung einer weitgehenden möglichen Aktualität der Darstellung zu diesem Thema im Buch und weil aktuelle Zeiterscheinungen viele sich neu ereignende Aspekte gerade in den Bereichen Ökologie und Nachhaltigkeit zu den Belangen des Klimawandels erfordern, hat sich der Verfasser dazu entschlossen, in einem ersten Teil dieses Buches mit den Gliederungspunkten 1, 2 und 3 nur auf einige aktuelle Probleme der Energiewende und des gesellschaftlichen Umfelds einzugehen.


Die übrigen Aspekte des Themas werden in einem zu einem späteren Zeitpunkt zu veröffentlichenden zweiten Teil des Buches beschrieben.


Für die Genehmigung der Aufnahme mancher Aussagen im Teil I dieses Buches möchte ich besonders dem Wissenschaftsphilosophen und ehemaligen Direktor der Sektion Philosophie an der Humboldt-Universität Berlin, früheren stellvertretenden Direktor für Forschung des Philosophischen Instituts der Akademie der Wissenschaften der DDR, damaligen Präsidenten und späteren Ehrenpräsidenten der Leibniz-Sozietät der Wissenschaften, Herrn Prof. Dr. Herbert Hörz, sehr danken.


„Eine Vielzahl ökologischer Probleme sind gegenwärtig von der Menschheit zu lösen, wenn sie nicht untergehen will. Das Menschenrecht auf einen hohen Lebensstandard gilt nicht nur für die Besitzer von Produktions-, Finanz- und Informationsmitteln, sondern für alle Menschen. Das erfordert den Kampf gegen die Verletzung von Menschenrechten durch soziale Ungerechtigkeit und Geschlechterdiffamierung. Frieden ist zu sichern, da Kriege unermessliches Leid für die betreffenden Menschen mit sich bringen.


Militärische Auseinandersetzungen richten sehr hohen Schaden an. Das betrifft Natur, Nahrung, Menschenleben. Es gibt warnende Stimmen, die nicht unbedingt Gehör erhalten. Sie sind jedoch ernst zu nehmen.“ (H. Hörz)


„In der Enzyklika „Laudato Si“ von Papst Franziskus „Über die Sorge für das gemeinsame Haus“ wird hervorgehoben, dass der heilige Franziskus von Assisi uns in seinem Lobgesang „Laudati Si“ daran erinnerte," (H. Hörz) „dass unser gemeinsames Haus wie eine Schwester ist, mit der wir das Leben teilen“. Unsere Schwester sei die Mutter Erde, die uns erhält und lenkt und vielfältige Früchte hervorbringt und bunte Blumen und Kräuter.“ Weiter heißt es: „Diese Schwester schreit wegen des Schadens, den wir ihr aufgrund des unverantwortlichen Gebrauchs und des Missbrauchs der Güter zufügen, die Gott in sie hineingelegt hat. Wir sind in dem Gedanken aufgewachsen, dass wir ihre Eigentümer und Herrscher seien, berechtigt, sie auszuplündern. Die Gewalt des von der Sünde verletzten menschlichen Herzens wird auch in den Krankheitssymptomen deutlich, die wir im Boden, im Wasser, in der Luft und in den Lebewesen bemerken. Darum befindet sich unter den im meisten verwahrlosten und misshandelten Armen diese, unsere unterdrückte und verwüstete Erde.“ Mit Hinweis auf Genesis 2.7 wird betont, dass wir selbst Erde seien. „Unser eigener Körper ist aus den Elementen des Planeten gebildet, seine Luft ist es, die uns den Atem gibt, und sein Wasser belebt und erquickt uns.“ (Laudato Si, S. 3f.). Es werden Päpste und alle die gewürdigt, die ökologische Probleme erkannten und Lösungen forderten.“ (H. Hörz)


„Die Enzyklika stellt klar, dass es keine einseitige Auslegung des Buches Genesis geben darf. Dort heißt es über die Menschen (H. Hörz): „Gott segnete sie und Gott sprach zu ihnen: Seid fruchtbar und vermehrt euch, bevölkert die Erde, unterwerft sie euch und herrscht über die Fische des Meeres, über die Vögel des Himmels und über alle Tiere, die sich auf dem Land regen. (Genesis 1.28). „Herrschaft über die Natur ist nur die eine Seite, die andere steckt in der Feststellung: „Gott, der Herr, nahm also den Menschen und setzte ihn in den Garten von Eden, damit er ihn bebaue und hüte.“ (Genesis 2.15.). Zu Adam heißt es nach dem Sündenfall: „Im Schweiße deines Angesichts / sollst du denn Brot essen, / bis zu zurückkehrst zum Ackerboden, / von ihm bist du ja genommen. / Denn Staub bist du, zum Staub musst du zurück.“ (Genesis 3.19).


„Die Enzyklika greift die verschiedenen Aspekte des Mensch-Natur-Verhältnisses und der Beziehung zur Schwester Erde auf, die sowohl die Beherrschung der Natur durch Kenntnis ihrer Gesetze umfasst, um Bedürfnisse aller Menschen zu befriedigen, als auch die Forderung, die Natur zu behüten, denn" (H. Hörz): „Die Umwelt ist ein kollektives Gut, ein Erbe der gesamten Menschheit und eine Verantwortung für alle. Wenn sich jemand etwas aneignet, dann nur, um es zum Wohl Aller zu verwalten. Wenn wir das nicht tun, belasten wir unser Gewissen damit, die Existenz der Anderen zu leugnen.“ („Laudatio Si“, S. 87).


„Es geht also nicht nur darum, sich auf das Gebot, die Erde zu bewahren, zu berufen. Dazu wird im Zusammenhang mit der Frage: „Hat der ‚Mensch‘ wirklich nach Gen. 2.15 den biblischen Auftrag, ‚die Erde zu bebauen und zu bewahren‘? festgestellt: „Mit der isoliert vorgetragenen Aussage von Gen. 2.15 sollte meines Erachtens NICHT begründet werden, dass ‚der Mensch‘ von Anfang an bis heute den Auftrag habe, ‚die Erde (oder gar die ganze Schöpfung) zu bebauen und zu bewahren‘! Der Bezug auf diese Bibelstelle könnte aber durchaus so verstanden werden, dass ein ‚paradiesischer Zustand‘ beschrieben wird, wie das Verhältnis des Menschen zur Schöpfung ‚eigentlich gemeint‘ war/ist.“ (Krause-Schoenberg 2018). "Man kann, entsprechend der Verantwortung, die Papst Franziskus in der Enzyklika betont, doch auch im Zusammenhang mit der Lebenswirklichkeit, die uns mit ökologischen Problemen konfrontiert und unabhängig von einer theoretischen Interpretation, den „paradiesischen Zustand“ der Mensch-Natur-Beziehung als Forderung verstehen, die Natur human zu gestalten. Zugleich gilt es, Kriege zu verhindern und die Lebensbedingungen aller Menschen zu verbessern.“ (H. Hörz)


Aus dem 2021 erschienenen Buch „Wir müssen für die Menschheit auf unserem Planeten Vieles ändern. Bemerkungen zur gegenwärtigen Situation auf unserer Erde bezogen auf die Klimakrise und den Corona-Virus und Vorschläge zu einer Änderung des Herrschafts- und Gesellschaftssystems“ (Heinz Märtin) werden auszugsweise einige damalige Äußerungen zu manchen Problemen zitiert, die auch noch heute weiterhin Gültigkeit haben:


„Die aktuelle gegenwärtige Situation ist – bezogen auf unser Klima und die entstehende Erderwärmung – bereits zunehmend so schlimm geworden, dass im Interesse des Erhalts der Menschheit die notwendigen Sofortmaßnahmen dringend eingeleitet werden müssen. Es ist nicht ausreichend, die Maßnahmen nur auf dem Papier zu nennen, diese aber nicht oder nur unzureichend zu realisieren. Die gegenwärtigen ............................... auf der ganzen Welt beschlossenen Vorschläge sowie (die) Maßnahmen zum Schutz des Klimas sind in keiner Weise als ausreichend anzusehen. Sie beachten die dringenden zeitlichen Erfordernisse in völlig unzureichender Art und Weise. Wir stehen, wie allgemein bekannt ist, vor einer für die Menschheit wichtigen Situation, dass wir uns ein "Weiter so" in keiner Weise mehr erlauben können. Es bestehen eine Reihe von Kipppunkten, die, wenn wir jetzt nicht ausreichend handeln, nicht mehr zu beheben sind. Die Erderwärmung wird sich dann um über 2 Grad Celsius entwickeln. Wegen den immer noch ansteigenden Temperaturen auf der Erde kann eine Nichtbeachtung sowie ein nicht gemeinsames Handeln zu einer dann kaum noch zu verhindernden negativen Spirale führen. Die dadurch entstehenden Auswirkungen können die Menschen und auch die Tiere wahrscheinlich nicht mehr (ausreichend) bewältigen. Sie werden auf der Erde unter solchen sich dann entwickelnden Temperaturen wohl kaum mehr auf Dauer alle leben können. Die Lebewesen sind auf solche sich entwickelnde Temperaturen nicht eingerichtet. (Auch die dann unter diesen Temperaturbedingungen mögliche zu schaffende Ernährung reicht auf der Erde höchstwahrscheinlich nur noch für eine Milliarde Menschen aus.)


Eine höhere Erderwärmung und die dadurch hervorgerufenen Lebensbedingungen führen zu diesem erheblichen Problem für die Menschheit.


…………………………………………................................................. Da zur Rettung des Klimas eine dringende Notwendigkeit zu einem nicht weiteren Anstieg der Erderwärmung über die wahrscheinlich objektiv unvermeidbare Größe von 1,5 bis 2,0 Grad Celsius besteht und die erforderlichen Maßnahmen relativ schnell eingeleitet werden müssen, sollte man jetzt nicht nur die angezeigten teilweisen Verzichtsmaßnahmen, sondern auch Verbotsmaßnahmen durchführen. Es wird aber für die Klimaerfordernisse nicht ausreichen, dass wir nur ………. einen Konsumverzicht durchführen. ……................................ Ein weiteres aktives Wirksamwerden der Kipppunkte muss verhindert werden. Um dies zu erreichen, müssen wir unbedingt unsere gegenwärtige Lebensweise ändern. ........................................................


Der aktuelle Stand der Kipppunkte auf unserem Planeten ist insbesondere durch die zunehmende Wirkung der steigenden Erderwärmung äußerst besorgniserregend.


Wir können auf den Zuwachs der weiteren Erderwärmung nur den möglichen Einfluss nehmen, wenn wir sofort handeln und alles noch Menschenmögliche unternehmen, um das weitere Anwachsen der Erderwärmung (möglichst) zu verringern.


Leider haben viele Menschen auf unserem Planeten noch nicht ausreichend die sehr hohe Dringlichkeit der Verhinderung des weiteren beträchtlichen Anstiegs der Erderwärmung verinnerlicht. In unser Aller Interesse muss unser Ziel die Verringerung der Beeinflussung der Kippunkte auf unserer Erde und die Beseitigung der Klimaprobleme sein.


Nur so können wir dazu beitragen, dass nicht solch eine hohe Übersäuerung unserer Meere, das damit verbundene Korallenschrumpfen, die erhebliche Erhöhung des Meeresspiegels mit gravierenden Auswirkungen für die davon betroffenen Menschen, das erhebliche Ansteigen extremer Wetterereignisse, verbunden mit gewaltigen Stürmen und Überschwemmungen, Trockenheit und Dürre mit schwerwiegenden Auswirkungen auf unsere Versorgung, eine wesentliche Verknappung des uns zur Verfügung stehenden Wassers, eine Zunahme von Bränden und das Übertragen von Krankheiten verursachende Virus durch Insekten und das damit verbundene Entstehen von Seuchen und Pandemien eintritt.


Es werden noch mehr der bisherigen bestehenden Arten auf dem gesamten Globus verschwinden, was gewaltige negative Auswirkungen auf die Biodiversität und unser planetares Gleichgewicht mit der Natur und für uns Menschen hat.


Durch die zunehmende Erderwärmung besteht die erhebliche Gefahr des weiteren Abschmelzens des Polareises, was in einem relativ hohen Maße schon eingetreten ist und der Auflösung des ebenfalls sehr wichtigen Permafrostes unseres Planeten, die ebenfalls leider schon begonnen hat. Dadurch werden nicht nur unvorstellbare Mengen des Treibhausgases Methan in die Atmosphäre gelangen, was auch zu erheblichen negativen Auswirkungen auf unsere Umwelt und die sehr wichtigen Ökosysteme führen würde. Die Höhe des Meeresspiegels würde durch die auf Grund der Abschmelzung des Eises entstehenden sehr hohen Wassermengen massiv ansteigen. Von der Erhöhung des Meeresspiegels wären viele am Wasser liegende Landstriche der Erde und somit wir Menschen erheblich betroffen. Tiere, die derzeit das Eis als wichtige Lebensgrundlage haben und auch brauchen, wie u. a. Eisbären, können ebenfalls kaum noch existieren und würden zunehmend aussterben.


Auch die zunehmende Verbrennung des Urwaldes, die leider besonders im Amazonas-Gebiet in Brasilien und vom bis zum 31.12.2022 amtierenden Präsidenten Jair Bolsonaro negiert wurde, hat erhebliche negative Auswirkungen auf unsere Atmosphäre und die Ökosysteme auf der Welt.


Bei allen zu bewältigenden Herausforderungen in Deutschland und weltweit muss die Lösung der Klimaprobleme deshalb bei allen erforderlichen Handlungen (eine besonders vorrangige) Beachtung besitzen. Wenn wir zur Sicherung der weiteren Existenz der Menschheit die Klimaproblematik nicht als dringend ansehen, wären alle Handlungen und Maßnahmen, die wir weiter einleiten, auf Dauer sinnlos. Deshalb ist die Bewältigung der Klimakrise eine (nicht aufschiebbare) Handlung für uns. Darauf müssen wir uns in allen Ländern der Welt einstellen und danach mit aller Konsequenz handeln.“ (H. Märtin, Seiten 14, 15)


Wir haben gegenwärtig nicht nur die Klimakrise, sondern auch die kriegerische Auseinandersetzung des Ukraine-Russland-Konflikts mit allen ihren Auswirkungen und manche andere Probleme auf dieser Welt, die uns emotional sehr stark belasten und uns kaum noch unseren üblichen geplanten Handlungen nachkommen lassen. Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Buches ist noch nicht abzusehen, ob durch diplomatische Verhandlungen der wichtige Frieden zwischen den Parteien, die diesen Konflikt derzeit führen, baldmöglichst erreicht wird. Es besteht die Gefahr, dass sich dieser begrenzte Krieg in Mitteleuropa zu einem Dritten Weltkrieg entwickeln kann, da leider auch andere Länder in diese kriegerische Auseinandersetzung durch Waffen eingreifen und somit ggf. Kriegspartei werden können.


Die gegenwärtigen kriegerischen Handlungen zwischen Russland und der Ukraine werden jedoch zu wenig nach dem Kausalitätsprinzip – bezogen auf Ursache und Wirkung – gesehen, sondern in erster Linie mit festgesetzten Narrativen bezüglich „Gut“ und „Böse“ bzw. im Rahmen eines Schwarz-Weiß-Denkens vorrangig aus emotionaler Sicht betrachtet.


Das erforderliche dialektische logische Denken wird dabei oftmals außer Kraft gesetzt. Das Vernunftdenken, das eigentlich noch vor dem emotionalen Empfinden vorherrschen muss, kommt aber leider vielfach beim derzeitigen Narrativdenken viel zu kurz. Viele Menschen wollen bei diesem komplizierten Prozess nur einfache Antworten haben.


Die Auswirkungen der kriegerischen Auseinandersetzung und auch die Sanktionspolitik, an der auch Deutschland und manche andere Länder, vorrangig der westlichen Welt, beteiligt sind, tragen leider auch mit dazu bei, dass wir derzeit in vielen anderen Ländern der Welt, besonders in Europa und speziell in Deutschland, unvorstellbar hohe Energiepreise haben. Weil Energie für die Herstellung fast aller Erzeugnisse gebraucht wird, wird die weitere Erhöhung der Preise für Treibstoffe, Lebensmittel und manche andere Konsum- und Industriegüter sowie Dienstleistungen auch in Deutschland mit beeinflusst. Bereits ohne die gegenwärtigen kriegerischen Auseinandersetzungen trägt insbesondere auch die nicht geringe Inflation in vielen Ländern der Welt und speziell auch in Deutschland zu dieser hohen Preisentwicklung besonders mit bei. Die Mehrheit der Menschen sieht die Auswirkungen der Inflation bzw. der steigenden Energiepreise als wichtiges stark belastendes aktuelles Problem, auch speziell in Deutschland, an. Trotz einiger viel zu geringer Ausgleichszahlungen bzw. Entlastungen, die im Ergebnis des gegenwärtigen Standes gezahlt wurden oder noch erfolgen, sind die daraus entstehenden Kosten und für Manche die Höhe der Abschlagszahlungen trotz Gas- und Strompreisbremse bereits so hoch, dass sie nur schwer noch zu begleichen sind. In manchen Ländern kann sogar eine Hungersnot noch zusätzlich zur vorrangig im globalen Süden bestehenden Armut und durch den Hunger mögliches Sterben eintreten. Die notwendigen benötigten Lebensmittel bzw. die erforderlichen Warenlieferungen für die Bevölkerung vieler Länder sind auch durch manche Inflationsauswirkungen und deren Folgen nicht im ausreichenden Maße in manchen Ländern zu bekommen. Vielfach können sie von großen Teilen der Bevölkerung nicht mehr bezahlt werden.


Speziell auch in Deutschland hat ein nicht geringer Teil der Bevölkerung regelrechte Existenzangst. Die ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer in über 300 „Tafeln“ arbeiten in Deutschland daran, das Schlimmste in der Versorgung der Bevölkerung mit geringem Einkommen mit Lebensmitteln zu verhindern. Der bis zum jetzigen Zeitpunkt erfolgte Preisanstieg bei Lebensmittelpreisen macht sich besonders in diesem Zusammenhang bemerkbar. Wir müssen jedoch damit rechnen, dass die Preise für Lebensmittel noch weiter steigen. Deshalb sollten wir bedenken, dass die „Tafeln“ keine staatlichen Versorgungseinrichtungen sind und nur durch Privatinitiative von willigen, uneigennützig tätigen Menschen, die anderen sehr bedürftigen Menschen helfen, ent- bzw. bestehen können. Für die Errichtung von „Tafeln“ gilt keine gesetzliche Arbeitsgrundlage für deren Tätigkeit. Auch die Arbeit für die „Tafeln“ wird auf ehrenamtlicher Basis durchgeführt.


Diese Aufgabe müsste eigentlich vom Sozialstaat in Deutschland erfüllt werden, solange so eine erhebliche Polarität zwischen Arm und Reich besteht und es auch dadurch noch arme Menschen und Obdachlose in Deutschland gibt.


Wegen den ständig steigenden Preisen ergibt sich ein immer höherer Bedarf, dass Menschen die „Tafeln“ nutzen müssen, der durch den Strom der aus der Ukraine in Deutschland eintreffenden Flüchtlinge noch verstärkt wird. Die Vorräte der „Tafeln“, die erforderlich sind, steigen jedoch nicht, wie es notwendig wäre, sondern sie sinken noch erheblich, weil manche Supermärkte oder Andere im Interesse der Erhöhung ihres Verkaufs eigentlich schon fast verderbliche Ware noch für ihre Kunden derzeit verwenden. Da viel weniger an die „Tafeln“ zur Zeit gegeben wird, kommt die Verringerung der Vorräte zustande. Auch die Spenden sind um ca. 30 Prozent zurück gegangen. Deshalb sind die „Tafeln“ zur Zeit in großen Schwierigkeiten und können den Bedarf im Regelfall nicht mehr im ausreichenden Maße decken, trotz dem über 300 „Tafeln“ in Deutschland derzeit noch für die bedürftigen Menschen tätig sind.


Besonders die Energiepreissteigerung und deren Höhe belasten trotz der zwischenzeitlichen Regelungen der Gas- und Strompreisbremse viele Menschen in sehr hohem Maße. Das Vertrauen auf die Politik ist auch durch die Inflation sehr gestört, und Menschen aus vielen Ländern der Welt haben große Sorgen wegen den gegenwärtigen Problemen und der entstehenden weiteren Entwicklung.


Leider hat man Vieles, auch bezogen auf den Tankrabatt und das vorerst von Juni 2022 bis August 2022 gegoltene monatliche 9-Euro-Ticket in Deutschland nicht genügend sozial erhoben. Beide Maßnahmen galten für Alle in Deutschland, und man hat nicht genügend die Vermögens- und Einkommensverhältnisse bzw. die auch in Deutschland besonders hohe Polarität zwischen Arm und Reich zu wenig oder kaum beachtet. Das wäre jedoch auch ein wichtiges Erfordernis bei den gegebenen Umständen in Deutschland gewesen. Auch die besonderen Gegebenheiten von Menschen im ländlichen Raum wurden beim 9-Euro-Ticket im unzureichenden Maße damals berücksichtigt. Sie besitzen oft keine oder wenige Transportmöglichkeiten mit dem öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) und auch dadurch nur wenig reale Chancen zur Nutzung dieses Tickets.


Weil viele Daten der unterschiedlichen Bedürftigkeit nicht erfasst vorlagen, wurde im Regelfall zu Fragen der unterschiedlichen Gegebenheiten so verfahren. Die neoliberale Einflussnahme war sicherlich dabei ebenfalls auch mit maßgebend, dass man solche Entscheidungen durch die seit Dezember 2021 in Deutschland regierende Ampel-Regierung traf. Man musste Rücksicht auf die Wünsche aller Parteien, der SPD, der FDP und Bündnis 90/Die Grünen, nehmen und sich auf Kompromisse einigen. Es wurden dabei bisher viel zu wenig die Probleme und Auswirkungen auf die ärmeren Menschen gesehen. Leider hat man sich bis jetzt immer noch nicht entschieden, dass auch der Energiebereich, ähnlich wie manche andere Bereiche, zum Beispiel auch der Gesundheitsbereich, nicht auf privater Basis betrieben werden dürfen, sondern Bestandteil der öffentlichen Daseinsfürsorge sein muss. Vieles könnte man im Interesse der Menschen besser und fürsorglicher gestalten, wenn mehr die Interessen der Verbraucher dabei berücksichtigt würden.


Auch der Tankrabatt wurde bisher sehr schlecht gemanagt. Die Mineralöl- und andere Konzerne und Unternehmen mancher Branchen haben ihre Gewinne erheblich erhöht. Manche sahen deshalb den zum 31.08.2022 ausgelaufenen Tankrabatt als eine große Benachteiligung oder sogar als Schwindel an. Es ist festzustellen, dass sich nach Auslaufen des Tankrabatts ab dem 01.09.2022 die Spritpreise manchmal sich zum Teil noch weiter erhöht haben. Sie fordern nach aktuellem Stand eine verbindliche Entscheidung bei den Tankpreisen durch den Wirtschafts- und Klimaminister Robert Habeck, der derzeit seit Dezember 2021 durch Bündnis 90/Die Grünen gestellt wird. Dies wird sogar auch von der CDU, der FDP und auch von den Linken und der AfD und manchen anderen Parteien gefordert. Bisher versuchte der zuständige Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz, Robert Habeck, auch in Zusammenarbeit mit dem zuständigen Kartellamt auf diesem Gebiet einige wichtige Maßnahmen einzuleiten. Aber erst in diesem Jahr (2023) können Gesetze zu diesem Themen wirksam werden, und es kann sein, dass die Bevölkerung noch länger unter den hohen Treibstoffpreisen leiden muss. Auch die bisher bei Beendigung der Erdöl-Lieferung durch Russland im Ergebnis der durchgeführten Treuhand-Beteiligung bzw. Verstaatlichung des PCK Schwedt eingeleiteten Sanktionen gegen Russland und die in diesem Zusammenhang umgesetzten Maßnahmen können auch zu Versorgungsproblemen und Preiserhöhungen für die Betankung mit Treibstoffen in Ostdeutschland führen. Der bisherige Lieferant und Mehrheitseigentümer des PCK Schwedt, das russische Unternehmen Rosneft, hat die Belieferung ab dem 31.12.2022 eingestellt. Nach Inkrafttreten des Ölembargos gegen Russland fließt nunmehr kein russisches Öl mehr zur Raffinerie nach Schwedt. Weil die vorhandene Pipeline von Rostock nach Schwedt bisher nur 50 Prozent der benötigten Kapazität sichern kann und Polen über Gdansk nur 15 Prozent der Kapazität der Raffinerie in Schwedt erfüllen kann, besteht wahrscheinlich ein Lieferproblem, was nach bisherigen Zielstellungen durch kasachisches Öl, das über die Druschba-Pipeline geliefert werden soll, ausgeglichen werden soll. Nach gegenwärtigem Stand der Dinge kann unter Beachtung der bisher bis einschließlich Februar 2023 erfolgten Genehmigung durch Russland wahrscheinlich bis zu diesem Zeitpunkt kasachisches Erdöl über die Druschba-Pipeline fließen. Wie es danach weiter geht, muss aber gegenwärtig noch als unklar angesehen werden.


Daran sieht man, wie wenig unsere Regierung bzw. der zuständige Wirtschafts- und Klimaminister Robert Habeck unter den gegenwärtigen marktwirtschaftlichen Bedingungen etwas ändern kann und wie sehr wir dem marktwirtschaftlichen System in Deutschland bisher ausgeliefert sind. Man könnte, wie dies andere Länder in Europa auch tun, bei dieser außergewöhnlichen Preissituation die Mineralsteuer, die jetzt Energiesteuer heißt, senken oder die Preise deckeln. Auf diese Weise könnte man eine Preissenkung für benötigte Treibstoffe erreichen. Auch dadurch könnte man den Menschen entgegenkommen, dass sie nicht so hohe Preise für Treibstoffe, die sie vorrangig für notwendige Fahrten für die Aufrechterhaltung ihrer beruflichen Tätigkeit brauchen, zahlen müssen. Aber man tut dies bis jetzt nur unzureichend, weil auch der Staat durch die Erhöhung des Steueraufkommens daran verdient und man dabei viel zu wenig an die dadurch geschundene Bevölkerung aus der Sicht Mancher denkt.


Von Wohlstandserhalt kann man deshalb bei vielen Menschen bei diesen enormen derzeitigen Belastungen wohl nicht mehr sprechen. Manche Menschen, besonders auch in Ostdeutschland, kämpfen schon ums Überleben.


Den vom Bundesminister für Arbeit und Soziales, Hubertus Heil, genannten monatlichen Bruttolohn bzw. das Bruttogehalt von 4.000 Euro, unter dessen Grenze aus damaliger Sicht Ausgleichszahlungen erfolgen sollen, was jedoch noch nicht von allen Mitgliedern der gegenwärtigen Ampel-Regierung mitgetragen wurde, bekommen viele Menschen, besonders auch in Ostdeutschland, nicht. Das monatliche Bruttoeinkommen liegt bei einer nicht geringen Anzahl von Menschen erheblich darunter. Man ist seitens der derzeit sich in Deutschland in Verantwortung befindenden Politiker deshalb überhaupt noch nicht im ausreichenden Maße in der Lebensrealität einer nicht geringen Zahl von Menschen angekommen.


Aus dem Brutto-Mindestlohn/Stunde, der ab dem 1. Oktober 2022 in Höhe von 12 Euro gezahlt wird, ergibt sich nur ein Bruttoeinkommen von knapp über 2.000 Euro. Entstehende monatliche Hungerrenten sind deshalb vorprogrammiert. Durch die erheblich gesunkene Kaufkraft können manche Teile der Bevölkerung auch deshalb dann die Lebenshaltungskosten wohl kaum noch bezahlen.


Zwischenzeitlich ist nun am 04.09.2022 das dritte Entlastungspaket von der gegenwärtigen Ampel-Regierung beschlossen worden. Es geht um Entlastungen von insgesamt 65 Milliarden Euro.


In der „Tagesschau“ vom 04.09.2022 wurde im Artikel „Maßnahmenpaket des Bundes: Entlastung von 65 Milliarden Euro“ der ARD-Journalistin Kirsten Girschick auszugsweise Folgendes zum weiteren Entlastungspaket berichtet:


„Wochenlang hat die Bundesregierung um ein weiteres Entlastungspaket gerungen, nun ist es da: Mit insgesamt 65 Milliarden Euro sollen Bürger und Unternehmer wegen der stark gestiegenen Preise unterstützt werden.


….............................................................................................................


“Unser Land steht von einer sehr schweren Zeit.“ Es gehe um sehr viel Geld, aber die Ausgaben seien notwendig, so der SPD-Politiker (Olaf Scholz). “Es geht darum, unser Land sicher durch diese Krise zu führen.“ Viele Menschen machen sich derzeit Sorgen. “Wir nehmen alle diese Sorgen sehr, sehr ernst.“


Grünen-Co-Chef Omid Nouripour sprach von einem runden Entlastungspaket, auch wenn die Verhandlungen teilweise aufreibend gewesen seien. ………..………………………………………………..


Als konkrete Entlastungsmaßnahmen sollen mehr Menschen Wohngeld erhalten. Der Kreis der Wohngeldberechtigten werde auf zwei Millionen Bürgerinnen und Bürger erweitert. Das Wohngeld werde zudem eine dauerhafte Klimakomponente und eine dauerhafte Heizostenkomponente enthalten. “Das hilft denjenigen, die ein kleines Einkommen haben“, sagte Scholz.


Als kurzfristige Maßnahme für die Heizperiode sollte zudem von September bis Dezember 2022 einmalig ein weiterer Heizkostenzuschuss an die Bezieherinnen und Bezieher von Wohngeld gezahlt werden. Danach werde der Zuschuss für die Wohngeldberechtigten dauerhaft in das Wohngeld integriert. Er beträgt einmalig 415 Euro für einen Ein-Personen-Haushalt. 540 Euro sind es für zwei Personen, für jede weitere Person zusätzliche 100 Euro.


Hartz IV wurde zum 1. Januar 2023 umgewandelt in ein Bürgergeld und durch eine zeitnahe Berücksichtigung der Inflation auf einen Regelsatz von etwa 500 Euro (nunmehr auf 502 Euro festgelegt) erhöht. Damals erhielten Alleinstehende in der Grundsicherung 449 Euro pro Monat. Die inflationsgetriebene kalte Progression bei der Steuer soll durch eine Änderung des Tarifablaufs abgebaut werden.


Rentnerinnen und Rentner sollen (mit Wirkung vom Dezember (2022) an) eine einmalige Energiepreispauschale von 300 Euro erhalten, (die jedoch versteuert werden soll und inzwischen an die Rentner ausgezahlt wurde). Studierende und Auszubildende sollen einmalig 200 Euro erhalten. (Bisher waren für diese Gruppen in der Gesellschaft trotz vieler Proteste von der Bevölkerung, Verbänden, Parteien usw. diese Maßnahmen nicht vorgesehen.) Für Berufstätige war bereits eine Energiepreispauschale von 300 Euro auf den Weg gebracht worden.


Auch Familien sollen spürbar entlastet werden. So soll das Kindergeld zum Jahresbeginn um 18 Euro monatlich für das erste und zweite Kind steigen, wie zum damaligen Zeitpunkt vorgesehen.


Zudem ist die Bundesregierung bereit, den Bundesländern für ein bundesweites Nahverkehrsticket jährlich 1,5 Milliarden Euro zusätzlich zur Verfügung zu stellen, „wenn die Länder mindestens den gleichen Betrag zur Verfügung stellen“, teilte die Ampel-Koalition mit. Ziel sei ein (mögliches) Ticket im Preisrahmen von etwa 49 bis 69 Euro im Monat.


Zusatzzahlungen von Arbeitgebern an ihre Beschäftigten sollen bis zu einer Höhe von 3000 Euro steuer- und abgabefrei sein. “Wir machen eine steuerfreie Einmalzahlung, also eine Inflationsprämie, möglich“, sagte FDP-Chef Christian Lindner.


Um Haushalte bei den Strompreisen zu entlasten, soll eine Strompreisbremse eingeführt werden, finanziert durch die Abschöpfung von Gewinnen bei Energiefirmen. „Zufallsgewinne“ bei Unternehmen wegen der hohen Energiepreise würden abgeschöpft, sagte Scholz.


Scholz sprach von einer Erlösobergrenze für Stromerzeuger, die für die Stromproduktion nicht auf das derzeit teure Gas angewiesen sind. Dies werde dafür sorgen, dass die Preise sinken, sagte Scholz. Die Koalition will sich für eine entsprechende Regelung auf EU-Ebene einsetzen, würde sie aber auch national umsetzen, sollte dies nicht schnell gelingen.


Auch das dritte Entlastungspaket soll ohne zusätzliche Neuverschuldung finanziert werden. Der Bundeshaushalt 2023 werde, wie geplant, die Regeln der Schuldenbremse respektieren, sagte Lindner. Für das laufende Jahr sei kein Nachtragshaushalt notwendig. “Diese Maßnahmen finden statt innerhalb der bisherigen Haushaltsplanung der Bundesregierung“, sagte er. “Sehr wirksame Maßnahmen“ mit einem sehr großen Hebel seien mit vergleichsweise geringen Belastungen des Bundeshaushaltes verbunden, so der Finanzminister. ….................................................................................“


Im am 04.09.2022 im „Deutschlandfunk“ ausgestrahlten Beitrag „Entlastungspaket – Kritik von Sozialverbänden“ äußern Sozialverbände und „Linke“ Kritik am dritten Entlastungspaket.


„Der Paritätische Wohlfahrtverband hat sich enttäuscht über das Entlastungspaket der Ampelkoalition geäußert. Hauptgeschäftsführer Schneider sagte, es fehlten zusätzliche zielgerichtete Hilfen, die auch Menschen in der Grundsicherung schon in diesem Herbst substanziell entlasteten. Die Pläne seien nicht geeignet, um den Menschen in den kommenden Monaten wirklich Zuversicht zu geben.


Der Sozialverband VdK mahnte eine Preisdeckelung auch für den Grundbedarf an Gas an. Die Fraktionsvorsitzende der Linken im Bundestag, Mohamed Ali, monierte, die vorgesehene Einmalzahlungen von 300 Euro für Rentner und 200 Euro für Studierende seien ein Witz.“


Man hätte monatlich eine Entlastung für alle bedürftigen Personen schaffen und nicht nur Einmalzahlungen für die überhöhten Energiepreise leisten müssen. Es kann auch nicht sein, dass für Familien mit mehr als zwei Kindern bis vor Kurzem keine Kindergelderhöhung bei dieser Regelung vorgesehen war. Ab dem 01.01.2023 soll die Kindergeld-Erhöhung in den bisherigen Entlastungspaketen wirksam werden.


Auch die CDU beklagte mit Recht, dass Unternehmen beim dritten Entlastungspaket leer ausgehen würden, man damit zur Pleite mancher Unternehmen beiträgt und die Voraussetzungen für eine Deindustrialisierung schafft.


Die Finanzierung dieser Mittel der Entlastungspakete und überhaupt der ganzen Preiserhöhungen sollte in dem möglichen Umfang über eine Unternehmensgewinnsteuer im Rahmen einer Übergewinnsteuer, die auch für Deutschland beschlossen werden soll, erfolgen. Man sollte sich an vielen Ländern in Europa ein Beispiel nehmen können, wie man die Übergewinnsteuer erheben und verwenden kann.


Auch die EU wollte eine Unternehmensgewinnsteuer und zusätzlich eine Zufallsgewinnsteuer einführen. Die Zufallsgewinnsteuer entsteht dadurch bei manchen in Frage kommenden Unternehmen, die an der Gleichsetzung des Strompreiserhöhung mit den Gaspreiserhöhungen im erheblichen Maße in sehr hohen Größenordnungen verdienen. Auch in Deutschland sollte eine Zufallsgewinnsteuer von der Ampel-Regierung zum möglichen Zeitraum erhoben werden. Man hatte aber zum damaligen Stand nach den früheren Regelungen keine ausreichenden konkreten Bestimmungen zu einer Bildung der Zufallsgewinnsteuer und zu deren Verwendung bzw. Verteilung erlassen. Von der EU wurden zum damaligen Zeitpunkt erste Regelungen zur Erhebung einer Übergewinnsteuer bzw. Zufallsgewinnsteuer getroffen. Diese sollte auf die einzelnen Länder bzw. deren Bürgerinnen und Bürger umverteilt werden.


Spanien hat sogar mit der Unternehmensgewinnsteuer ermöglicht, dass der öffentlichen Personennahverkehr von den spanischen Bürgerinnen und Bürgern in dieser schwierigen Zeit schon kostenlos genutzt werden konnte.


Inzwischen hat man, wie bereits beschrieben wurde, gemerkt, dass man die Unternehmer in den bisherigen damaligen Entlastungspaketen vergessen hat. Später wurde dann den betreffenden Unternehmen in Deutschland ermöglicht, dass sie Fördermittel erhalten könnten. Es war deshalb höchste Zeit, sehr schnell im Interesse der Unternehmen Regelungen zu deren Entlastung zu treffen, damit diese Unternehmen weiterhin bestehen bleiben konnten. Manche Unternehmen, insbesondere Handwerksbetriebe, haben wegen den hohen Energiekosten und den dadurch entstehenden Preiserhöhungen sowie damit eintretenden Umsatzeinbußen für ihre erzeugten Produkte, die viele Teile der Bevölkerung nicht oder kaum noch bezahlen konnten und trotz der aktuellen Regelungen und vorgesehenen Unterstützungen kaum noch bezahlt werden können, ihre Tätigkeit bereits eingestellt oder beabsichtigen, dies in der nächsten Zeit aus den genannten Gründen zu tun. Auch die AfD hat erhebliche Kritik an diesem am 04.09.2022 von der Ampel-Koalition beschlossenen damaligen dritten Entlastungspaket geübt.


Auch die Vertreterinnen und Vertreter der deutschen Bundesländer fanden dies zum damaligen Zeitpunkt nicht gut, da man einfach im dritten Entlastungspaket zugrunde gelegt hat, dass die Bundesländer einen bestimmten Anteil am Entlastungspaket zu tragen haben. Die Verantwortlichen der Bundesländer wurden dabei überhaupt nicht gefragt, und diese Mittel, so wurde es von Politikern in einigen Bundesländern gesagt, können von manchen Bundesländern nicht gezahlt werden. Deshalb haben manche Bundesländer damals keine Zustimmung zum dritten Entlastungspaket gegeben.


Es sollte auch beachtet werden, dass ein Ticket pro Monat zu einem ggf. möglichen Preis von 49 Euro für manche Menschen in Deutschland, die nur über ein geringes monatliches Einkommen verfügen, viel zu teuer ist. Zum Stand Oktober 2022 wurde das 49-Euro-Ticket von den Verantwortlichen vieler Bundesländer und vom Bundesminister für Verkehr und digitale Infrastruktur, Volker Wissing (FDP), vorgeschlagen, aber die Finanzierung dieser Maßnahme war damals noch nicht gesichert. Dieses Ticket konnte auch unter den damaligen Prämissen und noch nicht erfolgten vollständigen Regelungen und unter Berücksichtigung des Zeitraums einer Bewilligung dadurch nicht im entsprechenden Maße genutzt werden.


Man muss feststellen, dass man sich seitens der Ampel-Koalition damals zwar bemüht hat, für die Bürgerinnen und Bürger ein weiteres Entlastungspaket zu stricken und dies anerkennen. Aber die unterschiedliche Bedürftigkeit wurde, wie bereits schon erwähnt, noch zu wenig beachtet. Der Bedarf von Unternehmen wurde bei diesem Entlastungspaket nicht ausreichend berücksichtigt. Dadurch sind viele Gefahren für die Sicherung der Fortführung ihrer Unternehmen und auch für die Bevölkerung lebensnotwendigen Betriebe entstanden. Die Höhe mancher Entlastungen muss trotz der aktuellen Regelungen immer noch als viel zu niedrig angesehen werden, um den eintretenden Preisanstieg zu kompensieren.


Besonders wenig bekommen trotz dem erheblichen Preisanstieg, allein durch die Inflation die bis zum 31.12.2022 noch so zu bezeichnenden Hartz IV-Empfänger. Offenbar hat man sich dabei zu wenige Gedanken gemacht, wie sie zukünftig ihren Lebensbedarf sichern können. Das nunmehr zum 01.01.2023 durch den Bundestag und den Bundesrat beschlossene Bürgergeld wird trotz der erfolgten Erhöhung unter Berücksichtigung der bereits wirksamen Preiserhöhungen und der eingetretenen Kaufkraftentwertung als viel zu gering eingeschätzt. Außerdem war im erheblichen Maße zu bemängeln, dass eine Erhöhung erst zum 01.01.2023 eintrat, da auch die Hartz-IV-Empfänger bereits seit mehreren Monaten durch die ständig steigende Inflation ebenfalls die höheren Preise zahlen mussten. Es sollte zum damaligen Zeitpunkt wegen des eingelegten Vetos bis zum 25.11.2022 durch den Vermittlungsausschuss des Bundesrats gehen. Nach der am 25.11.2022 erfolgten Zustimmung zum Bürgergeld in der nunmehr veränderten Form ist durch den Bundesrat eine abschließende Lösung zum Bürgergeld erzielt worden.


Es gibt auch von Einigen erhebliche Kritiken zum neu geregelten Bürgergeld. Manche sagen, dass die neue Regelung kein Bürgergeld ist, sondern bestenfalls ein Hartz V. Es wird, wie schon erwähnt wurde, auch gesagt, dass die Erhöhung des monatlichen Betrages des Bürgergeldes noch nicht einmal die inflationsgebundene Kostenentwicklung berücksichtigt. Obwohl immer gesagt wurde, dass die Menschen eine Altersvorsorge eigenständig sichern sollen, hat man solch eine Reduzierung des sanktionsfreien möglichen Vorsorge vorgenommen, dass für Viele die Altersvorsorge nicht gesichert werden kann. Wenn sie die bisherige vorhandene Altersvorsorge weiter behalten wollen, hat dies zur Folge, dass sie kein Bürgergeld mehr bekommen. Damit hat man auch Unternehmern, die ihre bisherige Tätigkeit durch eine Inflation, die oftmals durch die Erhöhung der Energiepreise verursacht war, beenden mussten, einen „Bärendienst“ geleistet, da sie als bisherige Unternehmer nur Hartz IV bzw. das nunmehr ab dem 01.01.2023 eingeführte Bürgergeld und im Regelfall kein Arbeitslosengeld I beziehen können. Als wichtiger Punkt muss erwähnt werden, dass durch das „Haushaltsbegleitgesetz 2011“ ab dem 01.01.2011 Zeiten, in denen Arbeitslosengeld 2 bzw. Hartz IV bezogen wird (ab dem 01.01.2023 Bürgergeld), nur noch als Anrechnungszeit gelten, und es werden durch die Träger der Grundsicherung (z. B. Jobcenter) seit diesem Zeitpunkt keine Beiträge zur Rentenversicherung mehr abgeführt. Die Berücksichtigung von Anrechnungszeiten setzt voraus, dass bei den Hartz IV-Empfängern Hilfebedürftigkeit vorliegt. Die Anrechnungszeit gemäß § 58 Abs. 1 Nr. 6 SGB VI (Sechstes Buch Sozialgesetzbuch), in dem die Belange für die Rentenversicherung geregelt sind, erwerben aber nur diejenigen Personen, die tatsächlich Leistungen bezogen haben. Zu diesen Leistungen gehören keine Leistungen zur Erstausstattung und auch keine gewährten Darlehen. Auch diesen wichtigen Faktor hätte man bei den veränderten Regelungen zum Bürgergeld beachten müssen. Dies hätte eigentlich auch die CDU und auch die Ampel-Regierung bei der neuen nun wirksamen Regelung zum Bürgergeld berücksichtigen müssen.


Weil viel Kritik am bisherigen dritten Entlastungspaketen geübt wurde hat man sich ursprünglich Gedanken über ein viertes Entlastungspaket gemacht. Nunmehr hat man zum damaligen Stand erste Entwurfsregelungen für den aktuell beschlossenen 200 Milliarden Euro teuren Abwehr-Schirm, der bis zum Jahr 2024 als Entlastung wirksam sein soll, am 10.10.2022 getroffen. Dieser Schutzschirm soll im Ergebnis der von der Bundesregierung eingesetzten Kommission in zwei Schritten die Gas- und Fernwärmekunden entlasten. Zunächst sollte gemäß dem damaligen Entwurf der Staat in einem ersten Schritt eine Rate, die für die Bezahlung von Gas und Fernwärme notwendig ist, für die jeweiligen Verbraucher bezahlen. Anschließend soll eine Preisbremse für die Verbraucher wirksam werden, die ab März 2023 im Ergebnis der damals noch festzulegenden Bestimmungen geregelt werden soll. Nunmehr ist dieser Abwehrschirm von 200.000.000.000 Euro trotz des Widerstandes von Oppositionsparteien, die konkretere Regelungen zum Inhalt des Abwehrschirms forderten und aus manchen anderen vorgetragenen Gründen am 21.10.2022 vom Bundestag beschlossen worden. Zum damaligen Zeitpunkt hat man die Regelung getroffen, dass die Verbraucher die Ratenzahlung für den Monat Dezember 2022 nicht übernehmen müssen und der Staat diese Zahlung übernimmt. Für Diejenigen, die ihre Abschlagszahlung schon bezahlt haben, soll dann eine Verrechnung von den Energielieferanten bzw. Energiehändlern erfolgen. Den bisher zugrunde gelegten Zeitpunkt zu einer weiteren Entlastungszahlung laut Energiepreisbremse, die bisher für den Monat März 2023 vorgesehen war, wollte man damals, wenn die notwendigen Voraussetzungen bis dahin geschaffen werden können, einhalten.


Mit Stand vom 22.11.2022 bestand seitens der Bundesregierung gemäß eines Beschlusses die Absicht, dass bei der Gaspreisbremse Bürger und Unternehmen rückwirkend auch für Januar und Februar 2023 entlastet werden.


Im Artikel „Gaspreisbremse soll rückwirkend ab Januar gelten“ des Fernsehsenders n-tv vom 22.11.2022 heißt es dazu u. a.: „Klar war bislang eine Entlastung ab März 2023 bis zum Frühjahr 2024. Wie aus dem Gesetzentwurf hervor geht, soll der für den Monat März (2023) ermittelte Entlastungsbetrag auf die Monate Januar (2023) und Februar (2023) “gleichsam rückwirkend“ erstreckt werden, Geplant ist dieses Vorgehen auch bei der Strompreisbremse. ................................................................................“ Das damalige Gespräch zwischen der Bundesregierung und den Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten der Bundesländer am 04.10.2022 brachte keine Einigung zwischen den teilnehmenden Parteien zu wichtigen Fragen der gegenwärtigen Entwicklung, was von den Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten seitens der Bevölkerung von Deutschland und der Unternehmen erwartet wurde und eigentlich so schnell wie möglich realisiert werden sollte. Am 21.10.2022 fand ein weiteres Gespräch zwischen den Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten der einzelnen Bundesländer mit dem Bundesminister für Wirtschaft und Klima, Robert Habeck, und dem Bundesfinanzminister Christian Lindner statt. Der Bundeskanzler weilte zu dieser Zeit gerade bei einer EU-Beratung und konnte deshalb an diesem Gespräch nicht teilnehmen. Man hat die verschiedenen Meinungen im Gespräch am 21.10.2022 ausgetauscht und kam überein, dass man am 02.11.2022 ein weiteres Gespräch, diesmal unter Teilnahme des Bundeskanzlers führt und davon ausging, dass ein Großteil der noch strittigen Fragen dann geklärt werden. Zwischenzeitlich hat diese Bund-Länder-Konferenz am 02.11.2022 stattgefunden. Bei den meisten Problemen konnte eine Einigung erzielt werden. Einige wenige Verhandlungspunkte konnten zum damaligen Zeitpunkt jedoch noch nicht ausreichend gelöst werden. Bei nachfolgenden Sachfragen konnte eine weitgehend einheitliche Lösung zwischen Bund und Ländern getroffen werden:




	Gaspreisbremse


	Strompreisbremse


	49-Euro-Ticket


	Finanzierung für die Geflüchteten


	Wohngeld


	Hilfsgelder und dadurch mögliche Entlastungen für Bedürftige und manche andere betroffene Bereiche





Zwischenzeitlich sind die noch vorhandenen Probleme einer Lösung zugeführt worden.


Zusätzliche Erläuterungen dazu werden im Gliederungspunkt 2.13 dazu gegeben,


Weiterhin wurde zwischenzeitlich ebenfalls geregelt, dass ein einheitliches Kindergeld ab dem 01.01.2023 für alle berechtigten Kindergeld-Bezieher je Kind in Höhe von 250,- € gezahlt wird und kein Unterschied bei der Anzahl der Kinder mehr gemacht wird.


Die kriegerische Auseinandersetzung zwischen der Ukraine und Russland und anderen Ländern sowie die bestehenden wirtschaftlichen Probleme vieler Menschen haben bei der Mehrheit der Menschen auf dieser Welt gegenwärtig eindeutig den Vorrang vor den ebenfalls sehr wichtigen klimapolitischen Problemen der steigenden Erderwärmung und ihren schwerwiegenden Folgen für unseren Planeten.


Viele Menschen, speziell auch in Deutschland, verstehen nicht, dass es in dieser wirtschaftlich sehr problematischen Zeit, in der es auch um die Aufrechterhaltung ihrer Existenz geht, bisher noch Preiserhöhungen aus klimapolitischen Gründen gibt. Diese sollten zur Erreichung von Lenkungswirkungen, besonders bei Treibstoffen, zur Verringerung deren Verbrauchs auch aus ökologischen Gründen bisher wirksam werden.


Man kann davon ausgehen, dass auch manche Länder auf dieser Welt erhebliche Defizite im erreichten Lebensstandard gegenüber hochentwickelten Ländern der westlichen Welt, wozu auch Deutschland gehört, aufweisen. Oft ist die Bevölkerung dieser Länder sehr arm und verfügt nicht über die Voraussetzungen, Mittel für die Nicht-Weiterführung der Erderwärmung bzw. zur positiven Beeinflussung der CO2-Emissionen bereitzulegen. Eine relativ hohe Anzahl der Menschen auf der Erde besitzen noch keinen Zugang zu Strom. Dies betrifft fast 13 Prozent der Weltbevölkerung. Auch daran sieht man, wie weit diese Länder gegenüber den hochentwickelten Industrieländern noch zurückliegen.


Es muss auch berücksichtigt werden, dass die armen und unterentwickelten Länder schon die höchsten negativen Umweltfolgen bzw. Umweltkatastrophen durch die steigende Erderwärmung erleiden müssen. Sobald diese armen Länder selbst ihre eigene Energie für ihre Industrie- und Konsumprodukte erzeugen können, sind sie auf fossile Rohstoffe unbedingt angewiesen. Für sie sind die fossilen Energiearten noch die billigsten Energiearten. Das liegt auch daran, dass sie diese Rohstoffe, wie Kohle, oft selbst besitzen, und allein nach dem gegenwärtigen weltweiten Preismaßstab Kohle u. a. auch wesentlich billiger als Erdgas ist. Man kann von den betroffenen Ländern nicht verlangen, dass sie auf ihre dringend benötigten fossilen Energien bzw. Rohstoffe zu Gunsten der Verringerung von CO2-Emissionen bzw. anderer emittierender Treibhausgase verzichten. Bisher wurden und werden die fossilen Stoffe insbesondere auch in diesen Ländern zur Energiegewinnung genutzt.


Man will laut dem Pariser Klima-Abkommen von 2015 seitens der hochentwickelten Länder diesen Ländern weltweit Mittel in Höhe von 100 Milliarden US-Dollar jährlich bereitstellen. Dadurch will man durch gezielte Maßnahmen und Handlungen in diesen betroffenen armen Ländern die notwendigen Umweltmaßnahmen zur Verringerung der CO2-Emission bzw. zur nicht weiteren Verwendung von fossilen Brennstoffen finanzieren. Diese bis jetzt eingeleiteten Maßnahmen reichen jedoch in keiner Weise aus, um die global erforderlichen Maßnahmen auf Dauer durchführen zu können und trotzdem der Bevölkerung dieser Länder den dringend notwendigen Lebensstandard zu sichern.


Es muss in diesem Zusammenhang nochmals herausgehoben werden, dass viele der laut dem Pariser Klima-Abkommen versprochenen Mittel an diese Länder noch immer nicht gezahlt wurden und es sich oft nur um finanzielle Absichtserklärungen handelt. So haben – auch aus diesem Grund – bisher nur 67 von 204 Ländern und damit noch nicht einmal ein Drittel der Länder dieser Welt ihre volle Zustimmung zur Durchführung der erforderlichen globalen klimapolitischen Maßnahmen gegeben. Es muss deshalb beachtet werden, dass es uns nicht ausreichend hilft, wenn wir den Umweltschutz vorrangig in Europa bzw. in Deutschland oder in Nordamerika, Australien oder Neuseeland voran treiben, aber in solchen bevölkerungsreichen Ländern wie China, Indien, Pakistan, Indonesien, Bangladesch, Vietnam oder anderen betreffenden in Frage kommenden Ländern in Asien, Afrika (hier insbesondere in Nigeria), Südamerika (hier insbesondere in Brasilien) und Arabiens (z. B. Ägypten) diese globalen Ziele nicht erreichen. Wenn diese und andere Länder im durchschnittlichen Lebensstandard erheblich zurück liegen und bei manchen Teilen der Bevölkerung dieser Länder noch Armut und teilweise Hunger herrscht, können wir die Fokussierung auf Umweltschutz von den betreffenden Ländern nicht verlangen.


Man muss auch den erheblich differenzierten Stand des allgemeinen Wohlstandes der dort lebenden Bevölkerung hierbei beachten, da wir die erforderlichen Maßnahmen zum nicht weiteren erheblichen Anstieg der Erderwärmung nur vollständig und auf globaler Ebene durchführen können. Alle reichen Industrieländer der Welt müssen deshalb mitgenommen werden und nicht nur einzelne Länder, die sich die erforderlichen Maßnahmen wirtschaftlich erlauben können. Wenn nur einzelne wirtschaftlich starke Industriestaaten Klimaschutz-Maßnahmen durchführen, können sie zwar behaupten, dass sie begonnen haben, ihre Hausaufgaben auf diesem Gebiet zu erledigen. Aber dem globalen Klima kann dadurch nicht ausreichend geholfen werden, da diesen Klimaschutz, den die hochentwickelten Industrieländer betreiben können, unterentwickelte bzw. Schwellenländer aus den genannten Gründen in dem erforderlichen Maße wegen der Armut der dortigen Bevölkerung und der mangelnden Infrastruktur nicht durchführen können. Durch die von den unterentwickelten sowie Schwellenländern noch auch wegen des durchschnittlich geringen Lebensstandards ihrer Bevölkerung notwendige Nutzung von fossilen Energieträgern müssen diese Länder im mindestens gleichen Umfang die schädlichen CO2-Treibhausgase wieder unter den derzeitigen Gegebenheiten der erheblichen Ungleichheit auf der Welt erzeugen und verwenden.


Auch diese Länder, die aus den genannten Gründen diese erforderlichen Klimamaßnahmen zur Eindämmung der CO2-Emission nicht einleiten können, haben in gleicher Weise ein Recht auf die Erreichung eines besseren Lebensstandards ihrer Bevölkerung, als sie diesen gegenwärtig nur aufweisen. Die Regierungsverantwortlichen dieser betreffenden Länder sehen es aus ihrer Sicht zu Recht nicht ein, warum sie der Bevölkerung ihrer jeweiligen Länder erhebliche Nachteile im Lebensstandard gegenüber der Bevölkerung in den hochentwickelten Industrieländern zu Gunsten global bestehender Klimaerfordernisse zumuten sollen. Aus diesem Grund werden sie sich weiterhin weigern, solange die Voraussetzungen einer erheblichen Ungleichheit bestehen, für ihr Land bzw. ihre Bevölkerung die erforderlichen globalen klimapolitischen Maßnahmen durchzuführen. Darin ist ein wichtiger Grund zu sehen, warum die bisherigen Klimakonferenzen im notwendigen globalen Maßstab nicht den Erfolg gebracht haben. Diese Länder werden auch weiterhin die aus ihrer Sicht gesehen berechtigte Handlungsweise beibehalten. Wir können nur gemeinsam mit allen Ländern unseres Planeten die erforderlichen klimapolitischen Maßnahmen durchführen.


Weil eine Eindämmung des weiteren erheblichen Anstiegs der Erderwärmung nur im globalen Maßstab gesichert werden kann und nicht nur durch einzelne Länder, die bei dieser notwendigen globalen Entwicklung vorpreschen können, können wir auf diesem so wichtigen Gebiet auf diese Weise nicht die ausreichenden erforderlichen Maßnahmen durchführen.


Nur auf globaler Ebene durch alle Länder der Welt und nicht nur von bestimmten einzelnen Ländern können diese Maßnahmen eingeleitet und umgesetzt werden. Wir brauchen eine Mitwirkung aller Länder unseres Planeten, um die erforderlichen klimapolitischen Maßnahmen durchführen zu können. Die noch im erheblichen Maße zwischen den einzelnen Ländern bestehende soziale Ungleichheit müssen wir zuerst beseitigen, um dann auf globaler Ebene die notwendigen klima- und umweltpolitischen Maßnahmen durchführen zu können. Die Erreichung weitgehend gleicher sozialer Verhältnisse hat auch aus diesem Grund absoluten Vorrang, bevor die dringend erforderlichen umwelt- und klimapolitischen Maßnahmen eingeleitet werden können. Auch die bisherigen Ergebnisse der vom 06.11.2022 bis zum 20.11.2022 im ägyptischen Sharm El-Sheikh stattgefundenen 27. Weltklimakonferenz haben diese bereits vorher gewonnene Erkenntnis wieder aufgezeigt.


Deshalb müssen wir das zeitliche Primat im Terminablauf auf die Erreichung der erforderlichen Beseitigung der bestehenden größten wirtschaftspolitischen Unterschiede der einzelnen Länder der Welt und ihrer Bevölkerung im globalen Maßstab richten. Die noch bestehende erhebliche soziale Ungleichheit sollte möglichst bald beseitigt werden, damit wir die erforderlichen Umwelt- und Klimamaßnahmen für unseren ganzen Planeten durchführen können, um auf der globalen Ebene die notwendigen Ergebnisse erreichen zu können.


Man kann deshalb die Auffassung vertreten, dass zuerst die sozialen Fragen der weitgehenden wirtschaftsgleichen Einheit zwischen den Ländern der Welt geklärt werden müssen und nicht mehr, wie bisher, die Ungleichheit und die erhebliche Polarität zwischen Arm und Reich vorherrschen kann.


Erst dann ist es sinnvoll die erforderlichen umweltpolitischen Maßnahmen zur Verringerung des weiteren Anstiegs der Erderwärmung für unseren gesamten Globus im globalen Maßstab einzuleiten.


Die Notwendigkeit, dass zuerst die sozialen Probleme auf dieser Welt weitgehend gelöst werden müssen, müssten auch die (führenden) Mitglieder der „Fridays for Future“-Bewegung und der Aktivisten-Bewegung begreifen. Bevor im erforderlichen globalen Maßstab die Voraussetzungen nicht geschaffen sind, können wir die dringenden Umwelt- und Klimamaßnahmen mit der Zielstellung des nicht weiteren erheblichen Anstiegs der Temperatur im durchschnittlichen Weltmaßstab nicht einleiten. Sie müssen zuerst ihren Einsatz auf die Beseitigung der erheblichen sozialen Ungleichheit richten. Erst dann können die notwendigen Umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen und den Kampf gegen die weitere so intensive Nutzung von fossiler Energie im globalen Maßstab mit Vehemenz durchgeführt werden.


Stattdessen macht sich eine führende Vertreterin dieser Organisation Gedanken, wie sie Pipelines, deren Erdgas wir zur sicheren Wärmeversorgung im Winter eigentlich auch in Deutschland noch brauchen, in die Luft sprengen könnte. Diese Absicht wäre wegen der im Interesse der Menschheit und besonders von vielen Ländern in Europa zeitweilig noch notwendigen Nutzung von Erdgas fast mit der früheren Maschinenstürmerei im 19. Jahrhundert zu vergleichen. Dies muss man als völlig falsche Maßnahme beim bestehenden Bedarf der Bevölkerung und der Industrie an Erdgas ansehen. Leider wird bei der ins Auge gefassten Straftat der Betreffenden durch die Verantwortlichen nicht mitgeteilt, dass bei einem solchen Fall auch die Betreffende mit aller Härte der geltenden Gesetze rechnen müsste, weil damit Bestandteile der Infrastruktur zerstört würden.


Nunmehr ist aktuell festzustellen, dass bestimmte Teile der Pipelines von Nordstream 1 und auch Nordstream 2 explodiert sind, und, wie in der „Tagesschau“ am 18.11.2022 berichtet wurde, Schweden geht als Grund für die beiden Explosionen von schweren Sabotageakten aus. Dadurch sind die Gaspipelines nicht mehr voll einsatzfähig und können eventuell auf Dauer nicht mehr genutzt werden.


Für den Betreiber der Gaspipelines, Russland, tritt damit ein erheblicher wirtschaftlicher Schaden ein. Wie nunmehr bestätigt wurde, hat es sich um einen Sabotageakt gehandelt, der bewusst erfolgt ist, damit die Möglichkeit der Erdgaslieferung über Pipelines aus Russland ausgeschlossen ist und für die in Frage kommenden europäischen Länder nicht mehr erfolgen kann. Man muss diese erfolgte Aktion als ein erhebliches Politikum werten, die letztlich bei den erheblichen Konflikten zwischen Russland und der Ukraine sehr viel „Öl ins Feuer gegossen“ und dadurch auch die Gefahr eines Weltkonflikts bzw. eines Dritten Weltkriegs ebenfalls mit erhöht hat. Bis jetzt konnte der Aggressor, der diese erheblichen Sabotageakte verursacht hat, noch nicht eindeutig ermittelt werden. Über die UNO ist eine aktuelle Sicherheitsberatung wegen dieses wahrscheinlichen Terrorakts beantragt worden, die zwischenzeitlich stattgefunden hat. Es sollte eine tatsächlich unvoreingenommene Untersuchung eingeleitet werden, und man sollte keine Beeinträchtigung von bestimmten Seiten der Welt bei der so wichtigen neutralen Tatbestandaufklärung in diesem Zusammenhang herbeiführen, sondern auch dabei bedenken, dass man eine sicherlich für viele Länder Europas nutzbare und notwendige Infrastruktur angegriffen hat bzw. sie zerstören wollte bzw. zerstört hat.


Die Ursachen der sozialen Ungleichheit der Länder sind aber vorrangig auf den Kapitalismus, wie wir ihn betreiben, zurückzuführen, in der Art, wie wir als hochentwickelte Länder gegenüber den armen, nicht so entwickelten Ländern, leben. Deshalb sollte auch durch die Fridays for Future- und die Aktivisten-Bewegung die Kraft bzw. der Fokus der jungen Menschen vorerst auf diese wichtige Frage gerichtet werden. Wenn nur einzelne hochentwickelte Länder Klimaschutzmaßnahmen einleiten, haben diese global keine ausreichende Wirkung. Wir müssen dabei beachten, das unterentwickelte und Schwellenländer sowie andere Länder im Interesse der Aufrechterhaltung des Lebensstandards ihrer Bevölkerung wegen deren sonst weiter zunehmenden Armut weiterhin Kohlekraftwerke errichten bzw. errichten müssen, weil die Energieart Kohle für diese Länder viel billiger ist. Auch in China hat die Errichtung von Kohlekraftwerken erheblich die Armut der dortigen Bevölkerung verringert und zu einer Steigerung des dortigen durchschnittlichen Lebensstandards beigetragen.


Es bedarf tiefgreifender struktureller Maßnahmen, die auch im Interesse der Sache vor umwälzenden gesellschafts- bzw. wirtschaftspolitischen Fragen keinen Halt machen sollten. Deshalb kann das gegenwärtige Voranschreiten in klima- und umweltpolitischen Fragen von einzelnen Ländern dieser Welt bzw. von Parteien und Regierungen dieser Länder nicht der ausreichend richtige Weg sein, denn die gesamte Menschheit ist betroffen, nicht nur ein einzelnes Land.


Man muss die zweifellos noch bestehenden erheblichen Probleme im globalen Maßstab bei den einzelnen Ländern der Welt und deren Bevölkerung dabei im ausreichenden Maße beachten und – was ganz wichtig ist – die notwendigen Voraussetzungen sichern, dass Menschen bei den anstehenden Veränderungen auf diesem Weg auch mitgenommen werden. Dazu gehören auch Preise, die noch bezahlt werden können. Man kann nicht den Klimaschutz diktieren, auch besonders unter solchen Gegebenheiten nicht, wenn gleichzeitig ein solcher Preisanstieg, auch mit aus ökologischen Gründen, entstehen sollte, der von vielen Menschen und Unternehmen nicht mehr bezahlbar ist. Auch darin sind Gründe zu sehen, dass auch in Deutschland und besonders auch in Ostdeutschland große Teile der Bürger so negativ über die Ergebnisse der Energiewende sprechen.


Es ist sicherlich richtig, rechtzeitig und schnell die erforderlichen wissenschaftlichen Forschungen bzw. Ergebnisse für die Einleitung der notwendigen klima- und umweltpolitischen Maßnahmen weiter voranzutreiben bzw., wenn dies möglich ist, auch zu realisieren. Eine ausreichende Sicherheit über die erfolgreiche Wirksamkeit der technologischen Maßnahmen in der uns nur zur Verfügung stehenden Zeit haben wir aber nicht im ausreichenden Maße. Technologiereife Lösungen bedürfen von der Entwicklung zur erfolgreichen praktischen Anwendung einer relativ langen Zeit, und auch dies muss hierbei beachtet werden. Es besteht deshalb ein recht hohes Risiko, verbunden mit der Frage, ob es uns gelingt, solche Maßnahmen, die bei dem bedrohlichen Klimawandel notwendig sind, noch rechtzeitig durchführen zu können.


Man kann es jedoch auch nicht als richtig ansehen, wenn in Deutschland und einigen weiteren westlichen Ländern, insbesondere in Europa, die erforderlichen klima- und umweltpolitischen Maßnahmen im überwiegenden Maße als ein Experimentierfeld betrachtet werden. Es sollten hierbei auch alle möglichen Auswirkungen und mögliche eintretende Risiken sowie alle erforderlichen Belange der Energieversorgungssicherheit, insbesondere auch die energiepolitischen Erfordernisse in Deutschland beachtet werden, um die weiteren notwendigen Maßnahmen zur Deckung des steigenden Energiebedarfs, der weltweit und nicht nur in Deutschland besteht, unbedingt durchführen zu können.


Unter Beachtung dieses wichtigen zu erfüllenden Gesichtspunkts ist auch die gegenwärtige Energiepolitik zu sehen, da wir auch speziell in Deutschland alles aus politischen Gründen tun, immer weniger Energie oder im zunehmenden Maße keine Energie von unserem bisherigen Hauptlieferanten Russland zu beziehen. Die im Rahmen der derzeitigen Sanktionspolitik gegen Russland, die wegen der gegenwärtig noch bestehenden kriegerischen Konflikte geführt wird, muss man als äußerst risikobehaftet zur Sicherung unserer Energieversorgung werten. Dies liegt auch daran, dass wir nicht im ausreichenden Maß Lieferanten in anderen Ländern haben, die uns so preiswert in der erforderlichen Qualität Erdgas und andere benötigte Energiearten und Rohstoffe liefern könnten und bisher geliefert haben. Es gibt kaum Länder auf der Welt mit solchen umfangreichen Energie- und Rohstoffvorkommen, wie Russland sie zur Verfügung hat. Sofern Länder mit ähnlichen ausreichenden Energie- und Rohstoffvorkommen in Frage kommen sollten, wären jedoch die Lieferkosten ungleich höher. Wenn Deutschland hohe Preise auf dem Spotmarkt zahlt, um eine hohe Speicherung für Deutschland zu erreichen, beachtet man viel zu wenig, dass andere Länder, oft auch unterentwickelte und Schwellenländer, von denen das Flüssiggas manchmal beschafft werden kann, viel zu wenig Flüssiggas haben und ihre notwendige Energie deshalb für ihr Land nicht mehr sichern können und dadurch dort sehr ungünstige wirtschaftliche Verhältnisse bestehen.


Dazu kommt noch, dass wir gemäß dem Beschluss auf dem Parteitag von „Bündnis 90/Die Grünen“, der im vergangenen Jahr vom 14.10.2022 bis zum 16.10.2022 in Bonn stattfand, spätestens zum 15.04.2023 die noch verbleibenden zwei Atomreaktoren nicht mehr betreiben sollen und somit keinerlei Kernenergie in Deutschland mehr zur Verfügung hätten. Gleichzeitig wollen wir aus der Kohleförderung im Ergebnis der Festlegungen der Kohlestrukturkommission bzw. der bisherigen Zielstellungen der Grünen schrittweise in Deutschland aussteigen bzw. die Kohlekraftwerke deshalb zunehmend stilllegen. Dies betrachten eine nicht geringe Zahl von Menschen, auch in Deutschland, im Interesse der immer und überall erforderlichen Energiesicherheit als wahrscheinlich derzeit nicht machbar, weil die Voraussetzungen dazu nach Meinung Mancher nicht bestehen. Nunmehr hat am 17.10.2022 im Rahmen seiner Richtlinienkompetenz der Bundeskanzler Olaf Scholz eine Entscheidung getroffen, dass das dritte noch laufende Atomkraftwerk im niedersächsischen Emsland auch bis zum 15.04.2023 betrieben und danach, wie die anderen zwei Kernkraftwerke, dann stillgelegt werden soll. Da nicht nur große Teile der Bevölkerung, sondern auch der Wirtschaft, insbesondere der Industrie, mit dieser getroffenen Entscheidung der Stilllegung aller drei noch laufenden Atomreaktoren in Deutschland zum 15.04.2023 nicht einverstanden sind, bleibt abzuwarten, ob die nunmehr getroffene Entscheidung von langer Dauer sein kann.


Auch gegenwärtig sind wir noch im erheblichen Maße auf fossile Energien angewiesen und können uns einen solchen abrupten Übergang, wie ihn sich Manche vorstellen, auch im Rahmen der notwendigen Energiewende nicht in der Wirtschaft und auch nicht gegenüber der Bevölkerung erlauben, wenn wir eine ausreichende Energieversorgung einhalten wollen und auch müssen. Bei aller Notwendigkeit des nicht geringen Zuwachses an Erneuerbaren Energien, auch insbesondere von Wind und Sonne, können wir uns nicht so schnell, wie bisher vorgesehen, von fossilen Energien, auch wegen deren noch erfolgter globaler Nutzung und der notwendigen Sicherung der Energieversorgung verabschieden.


Diese zur Zeit zugrunde gelegten Zielstellungen der Windenergie und zum Teil auch der Solarenergie sind aus vielerlei Gründen im erheblichen Maße risikobehaftet, besonders auch für Deutschland. Als Risikofaktoren sind hierbei insbesondere anzusehen:




	die Einhaltung der noch in den einzelnen Bundesländern bestehenden unterschiedlichen Abstandsregeln und dass neue vom Bund festgelegte Regelungen nicht ausreichend von den einzelnen Bundesländern eingehalten werden können, wenn man zwischenzeitlich auf Bundesebene diesbezügliche Regelungen getroffen hat. Man muss auch die Auffassungen der Bevölkerung hierbei beachten und die Bevölkerung in den einzelnen Bundesländern beim Treffen von Entscheidungen „mitnehmen“.


	die nunmehr festgelegten differenzierten Anteile des Bundes für die Erreichung einer 2-prozentigen Flächennutzung als Zielgröße für Deutschland, die – trotz Widerstand einzelner Bundesländer – eingehalten werden sollen.


	der teilweise noch bestehende erhebliche Widerstand einzelner Teile der Bevölkerung – insbesondere im ländlichen Raum – und auch mancher Parteien gegen die Errichtung von Windkraftanlagen in ihrer Region. Die insbesondere von der Partei „Bündnis 90/Die Grünen“ geforderten bzw. gewünschten Abstandsregelungen können ggf. einzelne Bundesländer, selbst bei zwischenzeitlichen Festlegungen vom Bund, eventuell nicht einhalten, allein begründet durch den noch bestehenden Widerstand in einzelnen Regionen gegen die Errichtung von Windkraftanlagen. Die Gründe für den Widerstand sind vielfältig. Insbesondere werden gesundheitliche Belastungen durch Strahlungsgefahren, Lärmbelästigungen, Verschandelung der Natur auch in Verbindung mit touristischen Erwägungen, Wertverringerungen für das eigene Gebäude bzw. die eigene Immobilie als Begründung genannt.


	
die wegen übermäßiger Bürokratie nach wie vor zu langen Zeiträume im Genehmigungs- und Planungsverfahren zur Errichtung der Windkraftanlagen, selbst wenn die Regelungen zwischenzeitlich durch Gesetze bzw. Verordnungen aktuell beschleunigt worden sind. Man muss hierbei auch beachten, dass viele Ämter nicht die Vorrangstellung der Erneuerbaren Energien beachten und im Rahmen ihrer geltenden äußerst bürokratischen Bestimmungen beispielweise die Errichtung von Photovoltaikanlagen, u. a. bei Balkonkraftwerken, mit einer Bezugnahme auf Erhaltungssatzungen verhindern. Auch andere Gesetze, u. a. die noch vorhandene Baugesetzgebung, die viele Vorhaben der Erneuerbaren Energien nicht ermöglicht, muss deshalb als kontraproduktiv gewertet werden.


	der Zeitraum der Rechtsbehelfsverfahren gegen den nach wie vor bei einigen Menschen in Deutschland aus verschiedenen Gründen bestehenden erheblichen Einspruch gegen die Installation bzw. Betreibung von Windkraftanlagen in Deutschland. Auch unter Beachtung der neuen Regelungen zur Beschleunigung des Ablaufs von Genehmigungsverfahren neuen diesbezüglichen Verordnungen auf Bundesebene muss der Zeitraum, bis eine Entscheidung auf juristischer Ebene erfolgt, als immer noch viel zu lang gewertet werden.


	die Einwände mancher Umweltorganisationen bzw. -verbände bei der ebenfalls bestehenden Krise des Artenschutzes, weil sie Probleme durch die Windkraftanlagen in der Aufrechterhaltung der Artenvielfalt bzw. durch Eingriffe in die Natur sehen. Diese werden auch weiterhin bestehen, selbst wenn nunmehr im Gegensatz zu den bisherigen Regelungen der Bundesländer im Raumordnungsverfahren jetzt Bundesregelungen bestehen. Man kann auch nicht durch neue Regelungen die noch vorhandenen tiefen Unterschiede in der Meinungsbildung, die zwischen den Befürwortern der sehr schnellen Errichtung von Anlagen der Erneuerbaren Energien und den Naturschützern bestehen, zudecken. Auch die neuen Regelungen wirken sich in nicht geringem Maße auf die Errichtung von Windkraftanlagen aus.


	
Dazu kommen noch die praktischen Probleme in der Nutzung von Windkraftanlagen, die u. a. in der nicht gesicherten Grundlastfähigkeit bzw. Regelbarkeit und der Dunkelflaute von Wind und Sonne in der Erzeugung von Windenergie, bestehen. Durch die bisher nicht ausreichend erfolgte praktisch wirksame Speicherung und die dabei eintretenden nicht geringen Stromverluste auf Grund der erforderlichen Synchronität von Erzeugung und Nutzung von Windenergie entsteht Phantom- bzw. überschüssigen Strom, der durch die unzureichend mögliche praktische Speicherung nicht nutzbar ist. Dadurch müssen Anlagen trotz notwendiger Bezahlung an die Betreiber abgeschaltet werden oder der erzeugte Windstrom ins Ausland transportiert werden. Für die Lieferung des überschüssigen Stroms an das jeweilige ausländische Netz im Rahmen des europäischen Verbundsystems müssen im Regelfall noch Kosten bezahlt werden. Dazu kommt noch, dass man an die Betreiber von Windkraftanlagen, da der Windstrom dadurch nicht genutzt werden kann und die Windkraftanlagen dann im Regelfall abgeschaltet werden müssen, noch die dann nicht zur Erzeugung mögliche Windenergie bezahlen muss. Die Kosten dafür müssen die Verbraucher von Windenergie bezahlen. Diese dadurch einzuleitenden Maßnahmen müssen allein deshalb als äußerst unrentabel gewertet werden. Das Problem der besonders auch bei der Nutzung von Windenergie entstehenden Stromschwankungen wirkt sich nicht nur für die Maschinen und Anlagen der Industrie und anderer Branchen, sondern auch für die Netze negativ aus. Durch die nicht mögliche Betreibung einiger Atomreaktoren sind in Frankreich Probleme in der Stromversorgung eingetreten. Durch die notwendige Nutzung des europäischen Verbundsystems könnten die eingetretenen Probleme in Frankreich auch Auswirkungen auf einen noch höheren Strombedarf in Deutschland haben.


	Die Laufzeit für eine Windenergieanlage beträgt nur 20 Jahre. Auch die nicht geringen Errichtungs-, Abbau- sowie die Betreibungs- und Zinskosten bei einer vollen oder anteiligen Finanzierung der Anlage bzw. Anlagen müssen bei einer Wirtschaftlichkeitsbetrachtung der Windenergieanlage bzw. des Windparks ebenfalls mit beachtet werden. Bei Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen sollte berücksichtigt werden, dass Atomreaktoren im Gegensatz dazu eine Laufzeit bis zu 70 Jahren aufweisen können.


	Man muss auch viel mehr als bisher beachten und dies auch in den Zielstellungen der Errichtung von Windkraftanlagen bei den Festlegungen des Bundes berücksichtigen, dass die Intensität des Windstroms sehr unterschiedlich in den einzelnen Bundesländern ist. Insbesondere in den nördlichen und den südlichen Bundesländern in Deutschland treten diese Unterschiede im erheblichen Maße auf. Deshalb sehen manche Menschen die Zielstellungen vom Bund in der Anzahl der Errichtung von Windkraftanlagen für manche süddeutsche Bundesländer als fragwürdig an.


	Um die Anzahl der geplanten Windkraftanlagen im Rahmen der Zielstellungen der erneuerbaren Energien in Deutschland unter Berücksichtigung der relativ geringen zur Verfügung stehenden Flächen einhalten zu können, will man Windkraftanlagen auch insbesondere in abgeholzten Wäldern errichten, für die auch vielfach neue Bäume gepflanzt werden. Auch durch diese neu gepflanzten Bäume könnte im Rahmen der Photosynthese Kohlendioxid als schädliches Treibhausgas beseitigt werden. Deshalb und wegen der nicht geringen Bedeutung des Waldes aus vielen bestehenden Gründen ist auch ein nicht geringer Widerspruch der Bevölkerung der jeweiligen Region gegen die vorgesehene Errichtung von Windkraftanlagen in Wäldern eingetreten. Diese Belange müssen bei der geplanten Errichtung von Windkraftanlagen an diesen Standorten ebenfalls beachtet werden.


	Die derzeit noch bestehenden Regelungen der EU lassen es zu, dass durch die Windkraftanlagen das um das 23fache gegenüber Kohlendioxid schädlichere Treibhausgas Schwefelhexafluorid (SF6) erzeugt wird. Das SF6 ist als Bauteil bei Schaltschränken enthalten. Von diesem hochgiftigen Treibhausgas wird allein in Deutschland eine solche Menge in die Atmosphäre geschickt, die dem gesamten innerdeutschen Flugverkehr entspricht. Auch muss man bedenken, dass dieses hochgiftige Treibhausgas bis zu 2700 bis 3000 Jahre in der Atmosphäre verbleiben kann.


	Die Errichtung von Windkraftanlagen kann gegenwärtig nicht, wie von Vielen behauptet wird, völlig CO2-frei erfolgen. Auch für die Errichtung von Windkraftanlagen wird Strom gebraucht, der auch derzeit oft noch von fossiler Energie erzeugt wird. Allein mit erneuerbaren Energien, speziell auch vom Wind und der Sonne bzw. dessen Energieanlagen können wir nicht in einen Industrieland, wie in Deutschland, die notwendige Energiesicherheit gewährleisten. Wegen den bestehenden genannten Nachteilen der Wind- und Sonnenenergie und da andere Energiearten der Erneuerbaren Energien, die eine Grundlastfähigkeit haben, nicht in ausreichendem Umfang in Deutschland zur Verfügung stehen, ist es nach wie vor zur Energiesicherheit in Deutschland ebenfalls erforderlich, dass wir noch Kraftwerke mit fossilen Energiearten brauchen.





Wenn nunmehr auch Regelungen vom Bund getroffen worden sind, dass die Errichtung von Windkraftanlagen und die Belange des Artenschutzes hierbei möglichst in Einklang gebracht und die daraus sich ergebenden Änderungen auch bei der Anwendung der Raumordnungsfestlegungen berücksichtigt werden sollen, müssen hierbei auch schwierige Entscheidungen getroffen werden. Es muss wohl in erster Linie wegen den Erfordernissen der Aufrechterhaltung bzw. des weiteren Bestehens der Menschheit bei zu treffenden Entscheidungen wohl das Primat in der Errichtung der planmäßigen Anzahl von Windkraftanlagen noch vor dem Artenschutz liegen. Damit sind wohl auch im Einzelfall Probleme, trotz aller Bemühungen, speziell auch zwischen den Umweltschützern, den Umweltverbänden bzw. den Naturschutzbestimmungen vorprogrammiert.


Man will nunmehr auch verstärkt Kommunen, wenn Windkraftanlagen in der jeweiligen Gemeinde installiert bzw. genehmigt werden können, finanziell an den Erlösen von Windkraftanlagen beteiligen, um zum einen mehr Zustimmung bei der Bevölkerung zur Errichtung von Windenergieanlagen zu bekommen. Auch dadurch sollen Gewerbesteuereinnahmen für die Kommunen realisiert werden. Nicht überall hat man das bisher beachtet, und man hofft durch solche Regelungen, die noch bestehenden Vorbehalte bei manchen Teilen der Bevölkerung zu verringern bzw. nicht mehr wirksam werden zu lassen.


Eine Alternative gegen die Belange der relativ starken Flächennutzung stellt auch eine Errichtung von mehr Offshore-Anlagen und eine Erhöhung der Länge und der Kapazität von Windkraftanlagen dar. Die Installation von Offshore–Anlagen ist jedoch noch sehr aufwendig und mit relativ hohen Kosten verbunden, trotz dem die Windstärke in diesen Anlagen wesentlich höher als bei Onshore-Anlagen liegt und die Windkraft auch meistens dauerhaft im Gegensatz zu den Windkraftanlagen auf dem Land erzeugt werden kann.


Bisher besitzen viel zu Wenige Gebäude in Deutschland Solardächer, und manche Menschen sind auch wegen den hohen Investitionskosten nicht bereit, auf ihren Gebäuden Solardächer zu installieren. Als Grund wird von Manchen auch mit genannt, dass ihnen persönlich dafür nicht das notwendige Geld für die Errichtung zur Verfügung steht. Es ist nicht richtig, dass, wie Manche denken, der Solarstrom kostenlos erzeugt werden kann, denn die Errichtung der Solaranlagen ist mit nicht geringen Kosten verbunden, die dann auf die Kosten je Kilowattstunde ebenfalls einen Einfluss haben. Dadurch entstehen auch Kosten für den Betrieb und notwendige Reparaturen, und wenn man die Errichtung der Solaranlage nicht durch Eigenmittel vollständig finanzieren kann, muss man einen Kredit aufnehmen, und in diesem Fall entstehen auch ebenfalls zu berücksichtigende Zinskosten. Eine Speicherung der erzeugten Energie bei der Betreibung der Photovoltaikanlagen durch Batterien und auch eine Bereitstellung eines überschüssigen Stroms, der nicht für den Eigenbedarf benötigt wird, ist bis zu einem bestimmten Umfang möglich. Die Kosten für Batterien für Photovoltaikanlagen sind aber relativ hoch. Dadurch entstehen weitere Kosten bei Betreibung der Photovoltaikanlage. Darüber hinaus entstehen zusätzliche Kosten für eine Erteilung einer Netzgenehmigung. Oftmals dauert es noch viel zu lange, bis die notwendige Netzgenehmigung erteilt wird.


Eine Umwandlung des über die Photovoltaikanlage gewonnenen Stroms in Wasserstoff führt dazu, dass ca. der dreifache Bedarf an regenerierter Energie erforderlich ist. Wenn Vermieter bzw. auch Mieter mit Genehmigung des Vermieters sich für eine Installation von Solardächern entscheiden, kann dies auch zu einer weiteren Erhöhung der jetzt schon kaum mehr bezahlbaren Mieten führen. Wir müssen hierbei auch beachten, dass die Sonne nicht immer scheint und auch nachts die Möglichkeit der Nutzung von Solarenergie durch die ausbleibende Sonne nicht besteht und dadurch besonders im Winter wesentlich weniger Strom erzeugt werden kann. Es ist dadurch nicht ungewöhnlich, dass man für mehrere Monate im Jahr keinen Strom aus der Photovoltaikanlage erzeugen kann. Man kann in dieser Zeit auch nicht ein eigenes Elektroauto mit selbst gewonnenem Strom aus der eigenen Photovoltaikanlage betreiben, wenn man die Sonnenenergie nicht im ausreichenden Maße speichern kann. Dies muss man auch bei Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen bei der Errichtung einer Photovoltaikanlage berücksichtigt werden. Es ist auch zu beachten, dass eine solche Anlage nur eine Laufzeit von ca. 30 Jahren aufweist.


Im Artikel „EEG-Novelle 2023 tritt in Teilen in Kraft“ der Haufe Online-Redaktion vom 08.07.2022 wird Folgendes geschrieben:


„Der Bundesrat hat das vom Bundestag beschlossene Gesetzespaket für den schnelleren Ausbau von Ökostrom gebilligt. Damit ist der Weg auch frei für die Novelle des Erneuerbare–Energien–Gesetzes (EEG). Die Novelle des Erneuerbare–Energien–Gesetzes (EEG) ist beschlossene Sache. Der Bundesrat hat am 8. Juli das vom Bundestag am 07.07.2022 verabschiedete „Gesetz zu Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien und weitere Maßnahmen im Stromsektor“ gebilligt. .................................................


Die Reform tritt in Teilen unmittelbar am Tag nach Verkündung im Bundesgesetzblatt (am 28.07.2022, also am 29.07.2022) in Kraft. ………………. Andere Regelungen gelten ……………………… spätesten ab dem 01.01.2023.“


In der neuen Gesetzgebung ist u. a. enthalten, dass:




	
eine stärkere Förderung für die Errichtung von Solardächern erfolgt


	bis zum Jahr 2030 der Strom in Deutschland bis zu 80 Prozent aus erneuerbaren Energien erzeugt werden soll


	der Ausbau von Solarenergie auf 22 Gigawatt pro Jahr erhöht werden soll und dass im Jahr 2030 insgesamt rund 215 Gigawatt Solarleistung in Deutschland erreicht werden sollen


	die Genehmigungs- und Planungsverfahren erheblich verschlankt werden sollen





Die bisher vereinbarte Beendigung des Abbaus solcher fossiler Energieträger bzw. Rohstoffe, wie Braunkohle, muss hierbei ebenfalls gesehen werden. Diese und andere Probleme müssen wir bei der Nutzung von regenerativer Energie wegen der Energiesicherheit auch berücksichtigen. Wir müssen auch die Tatsache beachten, dass wir auch in Deutschland Erdgas und ebenfalls noch als Binnenenergie in nicht geringem Umfang auch Braunkohle nutzen und Erdöl und Steinkohle vorrangig aus Russland bezogen haben. Speziell Erdgas haben wir in einem Volumen von 55 Prozent zur Deckung des deutschlandweiten Bedarfs sehr preiswert unter Nutzung von Sonderbedingungen für Deutschland aus Russland bisher bekommen. Das gleichzeitige Öl-Embargo gegenüber Russland durch nahezu alle europäischen Länder und darüber hinaus, was auch Deutschland, insbesondere Ostdeutschland, mit betraf, kann sich auf die notwendigen Energiekapazitäten und deren Aufrechterhaltung sehr negativ auswirken. Die Mitwirkung am Öl-Embargo durch Deutschland im Rahmen der Sanktionen gegenüber Russland kann man als sehr kritisch ansehen, da einige Gebiete Ostdeutschlands, insbesondere das Mineralverbundwerk Schwedt – wie bereits beschrieben – und die davon abhängigen Regionen voraussichtlich nur in einem wesentlich geringeren Umfang produzieren können und auch Probleme in der Mineralölbelieferung bzw. -bereitstellung und auch in der Preiserhöhung eventuell eintreten können.


Gleichzeitig bestehen erhebliche Risiken wegen den weiteren Spannungen gegenüber Russland. Deutschland importierte bisher in relativ hohem Umfang Erdgas aus Russland. Nur etwas mehr als 30 Prozent hat man bisher aus Norwegen bezogen. Deutschland braucht in hohem Maß Erdgas für die Industrie und viele andere Branchen. Gegenwärtig beziehen wir kein Erdgas von Russland mehr, obwohl trotz des Sabotageakts an der Infrastruktur der Pipelines Nordstream 1 und Nordstream 2 noch ein Strang von Nordstream 2 unbeschädigt und nutzbar wäre. Offenbar haben politische Gründe auch bei dieser wichtigen Frage gegenwärtig den Vorrang. Es wird zwar erwähnt, dass derzeit über 90 Prozent der Speicher gefüllt sind und wenn der folgende Winter in Bezug auf mögliche niedrige Temperaturen nicht so schlimm werden wird, wir ihn ggf. wahrscheinlich überstehen könnten. In diesem Jahr werden einige LNG-Terminals in Deutschland errichtet und wirksam werden, und es stünde dann Deutschland Flüssiggas (liquified natural gas) aus anderen Ländern für die Erdgasanlieferung zur Verfügung. Ein Terminal konnte, weil man im Genehmigungsverfahren und im Ausbau den bisherigen Ablauf durch anderslautende Regelungen erheblich beschleunigt hat, noch 2022 in Wilhelmshaven zur Verfügung gestellt werden.


Nunmehr ist die Eröffnung des LNG-Terminals in Lubmin bereits erfolgt. Man muss jedoch ebenfalls beachten, dass auch die Kapazitäten dieses LNG-Terminals, wie auch das bereits fertiggestellte Terminal in Wilhelmshaven, durch andere Länder auch mit genutzt werden können.


Dabei wird aber hierbei nicht beachtet, dass das Flüssiggas viel umweltschädlicher als das bisher betriebene Pipelinegas ist. Unter Beachtung der höheren Transport- und Flüssiggas-Terminal-Errichtungskosten und der technologisch notwendigen Umwandlung wird es wesentlich teurer als das bisher über Pipelines gelieferte Gas sein. Auch darin muss man Gründe für die sehr hohen Energiepreise sehen.


Es wird ggf. auch nicht ausreichend beachtet, dass der ausgewiesene Speicherstand in Deutschland auch von anderen europäischen Ländern genutzt werden kann, wenn sie höhere Preise für die Belieferung von Erdgas und somit von Wärmeenergie anbieten können. Ein vorzeitiges Ende einer Erdgas-Nutzung durch ein nicht genügendes Speichervermögen hätte gravierende Auswirkungen, auch speziell für Deutschland. Dann können wir viele benötigte Industrie- und Konsumgüter nicht bzw. nicht mehr im benötigten Umfang herstellen, und es würden auch ernsthafte Versorgungsprobleme in Deutschland eintreten und manche bisherige Arbeitsplätze verloren gehen. Selbst wenn dies einige Wissenschaftler, die überwiegend theoretisch an dieses wichtige Problem herangehen und zu wenig die praktischen Erfordernisse beachten, dies anders sehen. Auch viele Arbeitskräfte können dann nicht mehr wirksam werden, und die Anzahl der Menschen, die auch in Deutschland arbeitslos werden, könnte weiter erheblich ansteigen. Die Voraussetzungen für die Anwendung bzw. Nutzung von Flüssiggas bzw. LNG-Gas bestehen deshalb wegen den noch nicht ausreichend vorhandenen LNG-Terminals in Deutschland derzeit noch nicht im genügenden Umfang.


Auch auf Grund der nicht mehr vorhandenen Versorgung mit russischem Erdgas wegen den bisherigen Sanktionen gegenüber Russland und der nunmehr überhaupt nicht mehr möglichen Nutzung von Nordstream 1 durch die Explosion von Teilen dieser Pipeline, der auch bisher nicht betriebenen Pipeline Nordstream 2 und den Problemen in der Nutzung des Flüssiggases muss zum bisher erreichten Stand die gegenwärtige Versorgung von Wärmeenergie als risikobehaftet gewertet werden. Auch können wir nicht mit ausreichender Sicherheit sagen, dass wir von anderen Ländern das für notwendig erachtete Flüssiggas im ausreichenden Umfang für eine mögliche Nutzung dauerhaft unter den Bedingungen einer Marktwirtschaft erhalten können und andere Länder, wie bereits genannt, in nicht geringem Maße in ihre Energieversorgung für ihr Land gestört werden.


Die weitere Nutzung der Kernenergie sollte trotz der bisherigen Regelungen zur Beendigung der Kernenergie entgegen den geltenden Bestimmungen unter Beachtung der in Deutschland noch bis zum 15.04.2023 wirksamen drei Atom-Reaktoren weiter fortgesetzt werden. Immerhin können daraus etwas über 6 Prozent des in Deutschland benötigten Energiebedarfs weiter gedeckt und der Strombedarf von über 10 Millionen Haushalten in Deutschland gesichert werden. Man sollte die drei noch bestehenden Atom-Reaktoren so lange als Binnenenergie nutzen, bis man mit Sicherheit in ausreichendem Umfang regenerative Energie in Deutschland zur Verfügung hat und die Probleme der ungenügenden Speicherung durch Windkraftanlagen in Deutschland auch im praktischen Sinne gelöst hat. Allein dadurch könnten wichtige Bestandteile des bisherigen Energiebedarfs weiter bestehen bleiben. Auch deshalb sollte die in Deutschland noch verfügbare Kernenergie genutzt werden, da wir nicht wissen, ob wir rechtzeitig und im vollen Umfang den erforderlichen Bedarf an regenerativen Energien selbst decken können, weil die Wind- und Sonnenenergie nicht grundlastfähig ist und auch nicht zu allen Zeiten im Jahr wegen der Belange der Dunkelflaute, wie bereits aufgeführt, zur Verfügung steht.


Deshalb scheint es für die Sicherung des benötigten Energieaufkommens sehr riskant zu sein, zum gegenwärtigen Zeitpunkt schon auf die Nutzung von Kernenergie zu verzichten.


Wir sollten, wie bereits erwähnt, erst dann auf Kernenergie verzichten, wenn wir die notwendigen Voraussetzungen des erforderlichen Umfangs an Windenergie und auch die Fragen einer Speicherung von Windenergie umfassender und kostengünstiger gelöst haben, als es derzeit noch der Fall ist, weil wir nur so viel Energie produzieren können, wie wir gleichzeitig verbrauchen können. Auch die anderen in Deutschland möglichen Erneuerbaren Energien sind bisher in keiner Weise ausreichend. Die Photovoltaiknutzung und auch die Windenergienutzung haben, wie bereits genannt, ebenfalls das Problem der Dunkelflaute, da nicht immer im Jahr die Sonne scheint oder der Wind bläst und die mögliche Speicherung mit hohen Kosten verbunden ist.


Insofern ist die damals getroffene Entscheidung im Ergebnis des Stresstests nicht zu begreifen gewesen. Die Fragen der Endlagerung von radioaktiven Bestandteilen könnten viel besser und kostengünstiger als bisher gelöst werden, wenn sich Deutschland ein Beispiel an Finnland, nehmen würde. Man muss hierbei auch beachten, dass die Nutzung von Kernenergie als Energieart einen nahezu nullprozentigen Anteil am Treibhausgas CO2 enthält. Dadurch weist die Kernenergie im Gegensatz zu anderen fossilen Energieträgern kaum CO2-Emission auf. Die Verringerung bzw. das Nicht-Entstehen des Treibhausgases CO2 ist aus meiner Sicht bei den aktuellen Bedrohungen der weiter steigenden Erderwärmung durch ein Anwachsen der Emittierung des Treibhausgases CO2 und der bisher eingeschätzten begrenzten zur Verfügung stehenden Zeit als mögliche Risiken aus der Endlagerung, die ggf. in 1000000 oder 2000000 Jahren eintreten können, als vordringlicher anzusehen. Man sollte sich ein Beispiel an vielen Ländern der Welt nehmen, die weiterhin auf Kernenergie als Energieart setzen und auch die Anzahl der Atomreaktoren ausbauen wollen. Trotz sicherlich immer zu beachtender Sicherheitsbelange, die bei jedem Kernkraftwerk auftreten können, betreiben nahezu alle wirtschaftlich führenden Länder der Welt unter Beachtung hoher geltender Sicherheitsstandards weiter ihre Atomreaktoren und bauen die Anzahl der Atomreaktoren weiter aus. Sie halten somit an der Kernenergie als nachhaltige fossile Energieart wegen des hohen Energiebedarfs, des kaum vorhandenen CO2-Anteils und der vorhandenen Grundlastfähigkeit weiterhin fest. Wir würden dann zu den wenigen Ländern auf der Welt gehören, das Atomreaktoren hat, diese aus Sicherheitsgründen dann nicht nutzen und somit auf Atomenergie als Energieart verzichten würden. Selbst Japan hat trotz des damaligen schweren Atomunfalls im März 2011 die Anwendung der Atomenergie beibehalten. Hierbei sollte auch beachtet werden, dass durch die Europäische Union entgegen der Auffassung der gegenwärtigen Ampel-Regierung in Deutschland die Nutzung der Kernenergie als Brückentechnologie im Rahmen der umweltpolitischen Green-Bewegung anerkannt wurde. Es wird die Auffassung vertreten, dass die damals von Deutschland getroffenen Entscheidungen seitens der ab Dezember 2021 wirksamen Ampel-Regierung aus vielerlei Gründen, auch unter Beachtung der aktuellen Energieversorgungsfragen, zurückgenommen werden muss. Man kann nicht die entsprechenden Risiken, gerade auch für Deutschland, für die zukünftige Energiesicherung unbeachtet lassen. Trotz vielfältig neu entstandener Probleme, auch zur Klima-Krise, können diese nicht aus vorrangig ideologischen Gründen weiterhin beibehalten werden. Wir sollten die aktuellen Herausforderungen der Gegenwart, die vor der Menschheit, auch in Deutschland, stehen, dabei sehen und nicht eine damals getroffene Entscheidung unbedingt beibehalten, nur, weil Manche die veränderte Wirklichkeit nicht sehen wollen oder sich damit nicht genügend zeitnah und unter Beachtung vernünftiger Aspekte der Gegenwart auseinandersetzen.


Man sollte nicht nur in erster Linie wie der ewige „Angsthase“ Deutschland Sicherheitsaspekte dabei sehen, die trotz des Russland-Ukraine-Konflikts auch solche Länder, die die Atomenergie als Energieart noch nutzen, wie u. a. Frankreich, Großbritannien, Schweden, Belgien und viele andere Länder der Welt und auch selbst die Ukraine, ebenfalls haben. Man sollte die nunmehr getroffene Entscheidung wieder zurück nehmen und eine Entscheidung zu Gunsten der Kernenergie für die noch verbleibenden drei Atomreaktoren in Deutschland treffen, die erforderlichen Kernstäbe recht schnell bestellen, die notwendigen Wartungsarbeiten durchführen und die Weiterbeschäftigung der in den Atomreaktoren in Deutschland arbeitenden Menschen sichern und alle noch notwendigen Vorbereitungen sehr schnell noch im Gegensatz zu der bisher getroffenen Regelung durchführen.


Im Moment kann man sich des Eindrucks nicht erwehren, dass offenbar die entscheidenden Mitglieder der Partei „Bündnis 90/Die Grünen" auch aus ideologischen Gründen sehr froh sind, dass die Betreiber der drei noch wirksamen Atomreaktoren diese planmäßig laut dem frühere Beschluss der Bundesregierung, damals bestehend aus der CDU, CSU und der SPD, zum 31.12.2022 vom Netz nehmen mussten. Auf Grund der angespannten Lage in der Energieversorgung in Deutschland mussten die Grünen inzwischen notgedrungen eine Ausnahmeregelung für zwei der drei derzeit in Deutschland noch betriebenen Atomreaktoren zu deren Weiterbetreibung bis maximal zum 15.04.2023 treffen. Auf dem Parteitag von „Bündnis 90/Die Grünen“ vom 14.10.2022 bis zum 16.10.2022 in Bonn beschlossen die Grünen, wie bereits genannt, die Weiterbetreibung der vorgesehenen zwei Atomreaktoren bis maximal zum 15.04.2023 durchzuführen.


Wie bereits beschrieben, ist nunmehr zwar vom Bundeskanzler die Entscheidung aktuell getroffen worden, dass alle drei noch derzeit betriebenen Atomreaktoren bis zum 15.04.2023 wegen den bestehenden Problemen der Energiesicherheit für den Winter 2022/2023 weiterbetrieben werden. Diese bisherige getroffene Entscheidung kann aus vielerlei Gründen nicht befriedigen.


Man hat so viele Vorbehalte als Partei „Bündnis 90/Die Grünen“, dass man trotz wahrscheinlich zum damaligen Zeitpunkt fehlender Energie davon ausging, dass man dann lieber Atomenergie aus Frankreich ursprünglich nutzen wollte, um ja in Deutschland keinen Atomreaktor weiter betreiben zu müssen. Zwischenzeitlich hat man nunmehr im Ergebnis weiterer Abstimmungen mit den betreffenden Netzwerkbetreibern in Deutschland und unter Beachtung des geringeren Einsatzes von Atomreaktoren in Frankreich aus umweltpolitischen Gründen (wegen der geringeren Wasserbereitstellung) sowie anderen in Frankreich vorherrschenden zeitweilig derzeit bestehenden Ausfällen von Atomreaktoren und den Netzproblemen, die man in Süddeutschland wegen den fehlenden Netzanlagen hat, auf Grund der Richtlinienentscheidung des Bundeskanzlers, wie bereits genannt, beschlossen, die drei noch vorhandenen Atomkraftwerke bis zum 15.04.2023 weiter zu nutzen.


Zwischenzeitlich hat man das Atomgesetz in den betreffenden Punkten dahingehend berichtigt und ergänzt und vom Bundestag beschlossen. Die notwendigen Vorbereitungsmaßnahmen zur weiteren Nutzung der Kernenergie muss man nunmehr treffen. Man muss die nun gewonnene Einsicht im Interesse der Energiesicherung für den gegenwärtigen Winter gutheißen, aber die vorgesehenen Maßnahmen werden auch deshalb für nicht ausreichend für Deutschland gehalten, da man nach dem 16.04.2023 keine Kernenergie mehr hat und damit den steigenden Bedarf an Energie, trotz des bestehenden notwendigen Aufkommens an Stromenergie nach Meinung Vieler nicht ausreichend erfüllen kann. Auch in den Folgewintern in den kommenden Jahren werden wir sicherlich weiterhin auch bei dem wachsenden Bedarf, trotz mancher nunmehr eingeleiteter Maßnahmen, in einem hohen Maße Strom als Energieart und somit auch die Kernenergie brauchen. Dies erfordert nicht nur, alle drei gegenwärtig noch laufenden drei Atomreaktoren mindestens bis 2024 weiter zu betreiben und ggf. auch die zum Ende 31.12.2021 stillgelegten Atomreaktoren wieder in Betrieb zu nehmen bzw. zu nutzen. Wir sollten insbesondere wegen der nahezu treibhausgasneutralen Betreibung von Kernenergie und der möglichen Grundlastfähigkeit sowie des von Jahr zu Jahr steigenden Strombedarfs in Erwägung ziehen, weitere Atomreaktoren zu errichten.


Vielmehr schlägt man seitens von „Bündnis 90/Die Grünen“ noch vor, man könnte ja stattdessen die Braunkohle als Alternative länger fördern, obwohl durch die Braunkohle in sehr hohem Maße das Treibstoffgas CO2 emittiert wird. Man kann dies alles nicht mehr verstehen und sich des Eindrucks nicht erwehren, dass man bewusst die längere Anwendung der Atomenergie gegen alle vernünftige Gründe trotz aller Widerstände nicht durchführen will.
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